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Mit einem einfachen, auf Anhieb kaum 
merklichen Paradox – die Würde ist unantastbar 
und bedarf dennoch des Schutzes –  
kehrt das Grundgesetz die Prämisse der 
vorherigen deutschen Verfassungen  
ins Gegenteil um und erklärt den Staat statt 
zum Telos nunmehr zum Diener der Menschen, 
und zwar grundsätzlich aller Menschen, der 
Menschlichkeit im emphatischen Sinn. 

Dr. Navid Kermani, *1967
deutscher Schriftsteller, Publizist und Orientalist
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FGJDQRSTTEGJLUMPHViIXLXjFĜkiILJFGlaPHIKLXGLJLĤLELGOLH
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Karolin Korschikowski, Stellvertretende BDR-Bundesvorsitzende

AAls Rechtspflegerin werde 
ich regelmäßig gefragt, was denn 
ein Rechtspfleger überhaupt ist 
und was man da tut. Nach mehr 
oder weniger kurzen Erklärungen  
wird den Leuten bewusst:  „Ja, 
kenn ich – ich habe nie darüber 
nachgedacht, wer das da über-
haupt macht.“ Solche oder ähn-
liche Gespräche haben wohl alle 
schon geführt. Aber warum ist 
das so? Sind wir unsichtbar, und 
wie können wir das ändern? Die-
ses und weitere Themen beschäf-
tigen mich in meiner Arbeit im 
Landesverband Hamburg sowie 
auf Bundesebene. 

Genauso verhält es sich mit der 
Künstlichen Intelligenz in der 
Justiz. Intelligenz haben wir als 
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Editorial

Die KI bleibt Werkzeug!
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Mensch, und wenn diese jetzt 
künstlich ist, fühlen wir uns be-
droht: Dann kann ja eine Tech-
nologie auch mich als Rechts-
pfleger ersetzen. Es soll aber 
nicht darum gehen durch Tech-
nologien menschliche Intelligenz 
zu ersetzen, sondern sie soll uns 
unterstützen. Die KI bleibt das 
Werkzeug. Wir bleiben diejeni-
gen, die es anwenden. Miriam 
Meckel, Professorin an der Uni 
St. Gallen, hat bei der Sendung 
DAS! KI als „maschinelle Nütz-
lichkeit“ beschrieben. Ich finde 
diese Begrifflichkeit sehr passend. 

Eins muss uns klar sein: KI ist bei 
vielem, was wir tun, schon lange 
dabei – Routen suchen mittels 
Google Maps, Musik bei Spotify,  

(c) BDR



Große Pensionswellen, sin-
kende Bewerberzahlen, ggf. 
Einsparmaßnahmen werden 
über kurz oder lang dazu 
führen, dass weniger Perso-
nal da sein wird. Wir müssen 
uns alle die Frage stellen, wie  
KI uns in Zukunft unterstüt-
zen kann, denn die Ressource 
Mensch ist begrenzt. 

Es liegt an uns, die Techno-
logie zu verstehen, um dann 
diese für uns zu nutzen. Soll-
ten wir dies nicht tun, ren-
nen alle an uns vorbei und 
wir bleiben im Staub zurück. 
Lasst uns gemeinsam über 
neue Wege nachdenken, über 
den Tellerrand sehen und of-
fen sein für Veränderungen. 

Viel Spaß beim Lesen dieses 
Heftes!

Eure neue Schatzmeisterin 

Karolin KorschikowskiKarolin Korschikowski

Endlich Urlaub? 
 
Die Planungen für die Urlaubsreise sind in vollem Gange. Ziel 
der Reise, was kostet das, gibt es einen Frühbucherrabatt 
oder sonstige Rabatte? Dafür investiert man viel Zeit. Dabei 
werden bis kurz vor dem Urlaub allerdings manchmal kleine 
wichtige Details übersehen oder vergessen. Eine Kreditkarte 
als flexibles Zahlungsmittel fürs In- und Ausland inklusive 
Versicherungsschutz zählt oft dazu. Die Karte kurz vor dem 
Urlaub zu besorgen ist oft schwierig, weil auch der Heraus-
geber der Kreditkarte alle gesetzlichen und internen Vorga-
ben prüfen muss. Die Karte muss dann noch gedruckt und 
versandt werden. Das braucht schon gut 2–4 Wochen. Dass 
die gelieferte Kreditkarte noch inaktiv ist und erst von dem 
Emittenten aktiviert werden muss, wissen die meisten neuen 
Karteninhaber nicht. Gelegentlich wird dann unbewusst mit 
einer inaktiven Kreditkarte gereist und vor Ort festgestellt, 
dass die Karte gar nicht einsetzbar, weil noch inaktiv ist. 
Auch der Versicherungsschutz einer Kreditkarte, sofern ent-
halten, setzt oft voraus, dass ein Teil oder die ganze Reise 
mit der Kreditkarte bezahlt werden muss. Sind diese Punkte 
auch bei der Verbandskreditkarte relevant?

Beantragung und Aktivierung
Die Bearbeitungsdauer von der Beantragung über den 

Link auf der Verbandswebseite bis Versand der Verbands-
kreditkarte durch die Bank beträgt 2–3 Wochen. In der 
Hochsaison eher letzteres. Die Aktivierung der Verbands-
kreditkarte erfolgt erst, wenn der Karteninhaber die mit der 
Verbandskreditkarte beigefügte Antwortkarte unterschrieben 
der Bank per Post zurückschickt. Über die Aktivierung er-
hält der Karteninhaber dann eine E-Mail-Bestätigung von 
der Bank.

Versicherungsschutz
Die Mastercard Gold Verbandskreditkarte enthält folgen-

de Versicherungen: Reiserücktritt, Reiseabbruch, Reiseaus-
fall, Reiserücktransport, Auslandsreise-Krankenversicherung, 
Unfallversicherung, Diebstahl, Flug- und Verspätungs-Versi-
cherung. Sie sind für den Karteninhaber und bis zu drei 
weitere mitreisende Personen inkludiert. Voraussetzung für 
die Aktivierung ist, dass 50% der gesamten Reisekosten 
aller Reisenden vor Reiseantritt mit der Verbandskreditkarte 
bezahlt wurden. 

Es empfehlt sich immer, die Versicherungen einmal 
durchzulesen, damit man weiß, was inkludiert und was 
ausgeschlossen ist. Besonders zu beachten sind Unfälle im 
Ausland. Hier muss oft der Versicherer sofort benachrichtigt 
werden, damit er die Kosten direkt vor Ort übernehmen 
kann. Die Kontaktdaten zum Versicherer sind in den Ver-
sicherungsunterlagen enthalten. Der Link zu den Versiche-
rungen ist immer auf der Webseite des Verbands hinterlegt.

Rabatte
Die Verbandskreditkarte bietet auch Rabatte von 4–5% 

für eine gebuchte Reise, auch wenn der Reiseanbieter keine 
Kreditkarte als Zahlungsmittel akzeptiert.

Alle Fragen zu den o.g. Punkten und mehr beantwortet 
Ihnen unser Kooperationspartner John Kames, john.kames 
@t-online.de, 06432 9369860 oder mobil 0177 6622334
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Serien und Filme sehen bei 
Netflix, all diese Systeme 
sind KI. Mit der Einführung 
von ChatGPT wurde vielen 
dann bewusst, was KI alles 
kann. Es kann Texte zusam-
menfassen, Songtexte schrei-
ben und auch eine Melodie 
dazu komponieren, es kann 
den nächsten Urlaub planen 
und so vieles mehr. 

Wir müssen uns darüber klar 
sein, dass diese Technologie 
im Grunde nichts versteht, 
denn sie halluziniert und 
greift auf Daten zu. Auf Ba-
sis von Milliarden von Daten 
analysiert es die Beziehung 
von Worten so statistisch, 
dass bei den Worten, die im 
Text sind, ein sinnvoller Satz 
generiert werden kann und 
ein neuer Text entsteht. Es ist 
reine Statistik und hat nichts 
mit Verständnis und Sinn-
haftigkeit zu tun. 



Am 28. April 2024 feierte un-
ser Ehrenmitglied Martin Haselmayer 
seinen 60. Geburtstag. Von 2008 bis 
2014 gehörte er der Bundesleitung an. 
Er hat hier notwendige strukturelle  
Veränderungen vorangetrieben und war 
als Schriftleiter für das Rechtspfleger-
blatt verantwortlich. Er ist nach wie vor 
aktives Mitglied in der Berufsrechts-
kommission, wo insbesondere das Stu-
dium zu seinen Herzensaufgaben gehört. 
Doch nicht nur auf Bundesebene hat 
Martin Haselmayer Akzente gesetzt. Er 
war sieben Jahre lang Vorsitzender des 

Landesverbandes Baden-Württemberg 
und ist damit ein sturmerprobter Mit-
streiter im BDR. Ob seine Leidenschaft 
fürs Segeln daher rührt, lässt sich nur 
vermuten. 

Wir wünschen ihm alles Gute, Glück, 
Gesundheit und auf hoher See Mast- 
und Schotbruch!

Die Bundesleitung

Dem JubilarRPflBl 2024, Heft 3, Seite 59

(c) BDR

Kollege Martin Haselmayer, Ehrenmitglied des BDR.

Herzlichen Glückwunsch 
zum 60. Geburtstag!
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Unabhängigkeit bei Unteralimentation
Zugleich Anmerkung zu EuGH, Beschluss vom 8.11.2023 – C-333/23 
und VG Gießen, Beschluss vom 19.5.2023 – 5 L 855/23

Dipl.-Rechtspfleger (FH) Tobias Schmiedeberg, Lübeck*

*Der Autor ist Rechtspfleger am Amts-
gericht Lübeck – Grundbuchamt, Stv. 
Vorsitzender des dbb Beamtenbund 
und Tarifunion Schleswig-Holstein e.V. 
und des Bundes Deutscher Rechtspfleger 
Landesverband Schleswig-Holstein e.V.

Abstract: 

Dieser Artikel will aufzeigen, ob 
und welche Auswirkungen auf die 
sachliche Unabhängigkeit gem. §  9 
RPflG bestehen, wenn die gewährte 
Alimentation nicht mehr mit Art. 33 
Abs.  5 GG vereinbar ist. Insbeson-
dere soll dargestellt werden, ob und 
wie eine sachliche Unabhängigkeit 
der Amtsinhaber gewährleistet sein 
kann, wenn die gewährte Gesamt-
alimentation nahe am sozialrechtli-
chen Existenzminimum liegt. 

Daneben ermächtigt Art. 267 AEUV 
jedes nationale Gericht der Mit-
gliedsstaaten der Europäischen 
Union (folgend: EU) den Europäi-
schen Gerichtshof anzurufen, wenn 
eine  Frage über die Auslegung der 
(europäischen) Verträge oder über 
die Gültigkeit von Handlungen der 
Organe der Union zu klären ist. Die 
Gerichte der Mitgliedsstaaten han-
deln hierbei regelmäßig im Rah-
men der Organleihe als Gerichte der  
Europäischen Union, sodass auch 
ihr eigenes Handeln von dieser 
Norm umfasst ist. Die Gerichte 
müssen unabhängig sein, um einen 
effektiven Rechtsschutz gewährleis-
ten zu können. Dieser Aufsatz will 
aufzeigen, inwiefern die Unabhän-
gigkeit der Gerichte bei einer Unter-
alimentation der Entscheidungsträ-
gerinnen und Entscheidungsträgern 
betroffen ist und wie dies insbeson-
dere bei Entscheidungen durch den 
Rechtspfleger relevant ist.

A. Einleitung

„Der Rechtspfleger ist sachlich unab-
hängig und nur an Recht und Gesetz 
gebunden.“ Dies verkündet § 9 RPflG 
in einer Bestimmtheit und Kürze, wie 
man es sonst eher von Grundgesetzarti-
keln als einem Bundesgesetz kennt. Ins-
besondere die Differenzierung zwischen 
der sachlichen und persönlichen Unab-
hängigkeit des Richters [zwecks besserer 
Lesbarkeit wird bei der Bezeichnung des 
jeweiligen Organs der Rechtspflege allein 
die entsprechende männliche wie im Gesetz 
verwendet] sowie der ausschließlich sach-
lichen Unabhängigkeit des Rechtspfle-
gers sorgen seit jeher für Diskussionen 
[vgl. z.B. BT-Drs.  13/10244 S.  7 und 
10 (Meinungsverschiedenheiten bei der 
Formulierung des § 9 RPflG zwischen 
Gesetzgebern und Bundesregierung). 

Einigkeit bestand bereits im Gesetzge-
bungsverfahren jedoch insoweit, dass un-
geachtet der Diskussionen um die kon-
krete Formulierung Rechtspflegerinnen 
und Rechtspfleger ihre Entscheidungen 
„selbstständig und frei von sonstigen 
Einflüssen“ treffen [BT-Drs.  13/10244 
S. 7]. 

Solche sonstigen Einflüsse sollen mit-
tels der sachlichen Unabhängigkeit 
sowohl von Seiten Dienstvorgesetzter 
als auch durch Dritte ausgeschlossen 
werden [Nomos-BR/Schmid RPflG/
Kornelia Schmid, 1. Aufl. 2012, RPflG 
§ 9 Rn. 1]. Daneben tritt die finanziel-
le Absicherung durch Gewährung einer 
amtsangemessenen Alimentation als 
Ausfluss aus dem allgemeinen Beamten-
recht, welche gleichfalls der Sicherung 
der Unabhängigkeit dient [Wenzel, Der 
Rechtspfleger aus der Perspektive des öf-
fentlichen Rechts S. 139].

Wie verhält es sich nun jedoch, wenn 
die Besoldungsgesetzgeber ihrer Pflicht 
zur Gewährung einer amtsangemesse-
nen Alimentation im Sinne des §  33 
Abs. 5 GG nicht nachkommen?

B. Rechtsgrundlagen

I. Verfassungsrecht

Art.  33 Abs.  5 GG sichert die herge-
brachten Grundsätze des Berufsbeam-
tentums. Zu diesen Grundsätzen gehört 
insbesondere das Alimentationsprinzip 
[Dürig/Herzog/Scholz/Badura, 100. EL 
Januar 2023, GG Art. 33 Rn. 66]. Dies 
gewährt den Beamtinnen und Beamten 
ein individuelles grundrechtsgleiches 
Recht auf eine amtsangemessene Ali-
mentation [Dürig/Herzog/Scholz/Badu-
ra, 100. EL Januar 2023, GG Art.  33 
Rn.  53]. Selbstverständlich enthält 
das Grundgesetz keine konkreten Be-
soldungsbeträge oder Regelungen, wie 
eine amtsangemessene Besoldung fest-
zulegen ist. Hierbei hat der jeweilige Be-
soldungsgesetzgeber einen weiten Ent-
scheidungs- und Gestaltungsspielraum 
[BVerfGE 44, 249, 267 = NJW 1977, 
1869; BVerfGE 81, 363, 376 = NVwZ 
1990, 1061 = NJW 1991, 97 Ls.;  
BVerfGE 99, 300, 315 = NJW 1999, 
1013 = NVwZ 1999, 519 Ls].

In den letzten Jahren zeichnet sich ab, 
dass die Besoldungsgesetzgeber diesen 
Spielraum jedoch zunehmend überzo-
gen haben. Während bis zum Jahr 2015 
Klagen gegen die jeweils konkrete Höhe 
der gewährten Alimentation praktisch 
durchgehend abgewiesen wurden und 
Verfassungsbeschwerden nicht erfolg-
reich waren, ändert sich dies nun zu-
nehmend, was nachfolgend (stark ver-
kürzt) [vgl. für umfassendere Überbli-
cke Stuttmann, NVwZ-Beilage 2020, 
83; Schwan ZBR 2022, 198] dargestellt 
wird:

1. Prozeduralisierungsgebot

2012 stellte das BVerfG fest, dass die 
Besoldungsgesetzgeber nicht nur ein 
formelles Gesetz schulden, sondern vom 
Grundgesetz auch zu einer hinreichen-
den Gesetzesbegründung verpflichtet 
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Urteil vom 5.5.2015 – 2 BvL 17/09 
Rn.  125]. Hierbei wird unter anderem 
ausdrücklich auf die Schuldenbremse 
aus Art. 109 Abs. 3 S. 1 GG abgestellt, 
wobei klargestellt wird, dass diese nur als 
Argument im Rahmen eines schlüssigen 
und umfassenden Konzeptes der Haus-
haltskonsolidierung dienen kann. Ins-
besondere sind Beamtinnen und Beamte 
selbst bei Vorliegen solch eines Konzep-
tes nicht dazu verpflichtet, stärker als 
andere zur Konsolidierung öffentlicher 
Haushalte beizutragen [BVerfG, Urteil 
vom 5.5.2015 – 2 BvL 17/09 Rn. 127]. 
Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass 
ohne solch ein umfassendes Konzept 
keine entsprechenden Einschränkungen 
des Alimentationsprinzips zulässig sind. 

3. Das Abstandsgebot

2017 wurde festgestellt, dass es sich 
bei dem Abstandsgebot zwischen den 
Besoldungsgruppen um einem herge-
brachten Grundsatz des Berufsbeam-
tentums handelt [BVerfG, Beschluss 
vom 23.5.2017 – 2 BvR 883/14]. Die 
monetären Abstände zwischen den Be-
soldungsgruppen können folglich nicht 
beliebig abgeschmolzen werden. 

4. Das Mindestabstandsgebot zum 
sozialrechtlichen Existenzminimum

Bisheriger Schlusspunkt sind die beiden 
Entscheidungen des BVerfG aus dem 
Jahr 2020, welche sich mit dem Abstand 
der Besoldung zum sozialrechtlichen 
Existenzminimum für eine Eckfamilie 
mit einem verheirateten Alleinverdiener 

und zwei Kindern [BVerfG, Beschluss 
vom 4.5.2020 – 2 BvL 4/18] bzw. eine 
Familie mit drei oder mehr Kindern 
[BVerfG, Beschluss vom 4.5.2020 – 2 
BvL 6/17, 2 BvL 7/17, 2 BvL 8/17] 
zum sozialrechtlichen Existenzmini-
mum befassen. Es wird festgestellt, dass 
die gewährte Gesamtnettoalimentation 
stets mindestens den Leistungen der 
Grundsicherung bzw. des Bürgergeldes 
zuzüglich 15 % entsprechen muss, um 
mit Art.  33 Abs.  5 GG vereinbar zu 
sein. Die konkreten Berechnungen des 
Grundsicherungsniveaus durch die Be-
soldungsgesetzgeber weicht dabei wohl 
zulässigerweise regelmäßig von denen 
des BVerfG ab [BVerfG, Beschluss vom 
4.5.2020 – 2 BvL 4/18 Rn.  53], und 
diese kommen dabei zu wesentlich nied-
rigeren Ergebnissen [vgl. z.B. SH LT-
Drs. 19/3428 S. 60 ff.] Hierbei wird re-
gelmäßig verkannt, dass die Besoldungs-
gesetzgeber die Pflicht trifft, alle ihnen 
zur Verfügung stehenden Erkenntnis-
möglichkeiten auszuschöpfen, um einen 
gebotenen Mindestabstand zu gewähren 
[BVerfG, Beschluss vom 4.5.2020 – 2 
BvL 4/18 Rn. 52]. Dieses bewusste Ab-
weichen von der Rechtsprechung des 
BVerfG dient ganz offensichtlich einzig 
dem Zweck, Ausgaben zu sparen, was 
keine ausreichende Legitimation dar-
stellt [Schwan, DÖV 2022, 198, 204]. 

Daneben ist zu beachten, dass diese 
offene Flanke der Rechtsprechung des 
BVerfG seitens der Verwaltungsgerichts-
barkeit bereits aufgegriffen wurde und 
zumindest eine Gegenprobe auf Grund-
lage der Berechnungen des BVerfG ver-
langt wird, „um eine verfassungswidrige 
Unteralimentation unter jedem er-

Selbstverständlich enthält das Grundgesetz keine 
konkreten Besoldungsbeträge oder Regelungen, wie 
eine amtsangemessene Besoldung festzulegen ist. 
Hierbei hat der jeweilige Besoldungsgesetzgeber 
einen weiten Entscheidungs- und Gestaltungs-
spielraum. In den letzten Jahren zeichnet sich ab, dass 
die Besoldungsgesetzgeber diesen Spielraum jedoch 
zunehmend überzogen haben.

sind [BVerfG, Urteil vom 14.2.2012 
– 2 BvL 4/10]. Lange galt diese Pflicht 
der Gesetzgeber als „zahnloser Tiger“ 
[Wieckhorst DÖV 2021, 361], deren 
Nichtbeachtung durch die Gesetzgeber 
keine konkreten Konsequenzen hatte. 
Mit seiner Entscheidung zur Parteien-
finanzierung stellte das BVerfG jedoch 
unmissverständlich klar, dass alleine eine 
fehlende oder fehlerhafte Prozedurali-
sierung im Gesetzgebungsverfahren zu 
einer Verfassungswidrigkeit des entspre-
chenden Gesetzes führt [BVerfG, Urteil 
vom 24.1.2023 – 2 BvF 2/18]. Hierbei 
nahm das BVerfG sogar ausdrücklich 
Bezug auf Art. 33 Abs. 5 GG [BVerfG, 
Urteil vom 24.1.2023 – 2 BvF 2/18 
Rn.  128], womit es unmissverständ-
lich klargestellt hat, dass es diese Recht-
sprechung auch auf Besoldungsgesetze 
angewendet sehen will. Insbesondere 
hervorzuheben ist hierbei der bewuss-
te Wechsel der Terminologie, weg von 
einer „Kanalisierung“ des Gestaltungs-
spielraums des Gesetzgebers [BVerfG, 
Beschluss vom 4.5.2020 – 2 BvL 4/18 
Rn. 96] und hin zu einer „Einhegung“ 
[BVerfG, Urteil vom 24.1.2023 – 2 BvF 
2/18 Rn. 128] desselben.

2. Einführung von Prüfparametern

2015 definierte das BVerfG ein Prüf-
verfahren, mit welchem festgestellt wer-
den kann, ob eine gewährte Besoldung 
amtsangemessen ist. Hierzu wurden 
drei Prüfstufen definiert [BVerfG, Urteil 
vom 5.5.2015 – 2 BvL 17/09]: auf der 
ersten Prüfstufe wurde die Besoldung 
und ihre Entwicklung anhand von fünf 
Parametern in ihrer nominellen Höhe 
und Entwicklung geprüft [Allgemeine 
Preisentwicklung, Nominallohnindex, 
Vergleich mit den Tariflöhnen im öf-
fentlichen Dienst, Abschmelzung der 
Abstände zw. Besoldungsgruppen und 
Abstand zur sozialen Grundsicherung, 
Quervergleich zwischen den verschiede-
nen Besoldungsrechtskreisen]. Auf der 
zweiten Prüfstufe ist eine Gesamtabwä-
gung unter Berücksichtigung weiterer 
alimentationsrelevanter Kriterien [z.B. 
Altersversorgung, Beihilfeleistungen 
etc.] vorzunehmen, welche das Ergebnis 
der ersten Prüfstufe widerlegen oder er-
härten kann. Auf der dritten Prüfstufe ist 
eine praktische Konkordanz mit anderen 
Verfassungsgütern herzustellen [BVerfG, 
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unterstellt, vgl. Ges.  zur Anpassung 
der Bezüge 2024/2015-E .S 61, https://
www.stmfh.bayern.de/service/gesetzentwu-
erfe/Entwurf%20des%20Gesetzes%20zur%20
Anpassung%20der%20Bez%C3%BCge%20
2024%202025.pdf], Bremen [§ 35a Brem-
BesG], Hamburg [§  45a HmbBesG], 
Niedersachsen [§  36a NBesG i.V.m. 
§ 1 FEZ-VO-E (abrufbar unter https://
oeffentlicher-dienst.info/pdf/ni/ni-fezvo-refe-
rententwurf.pdf)], Rheinland-Pfalz [§ 41a 
LBesG RLP] und Schleswig-Holstein 
[§  45a SHBesG] sowie perspektivisch 
Berlin [§ 40a LBesG BE-E (abrufbar 
unter https://oeffentlicher-dienst.info/pdf/
be/berlbvanpg-2024-2026-referentenentwurf.
pdf)], Nordrhein-Westfalen [§  71b 
LBesG NRW-E (LT-Vorlage 18/2495)], 
Mecklenburg-Vorpommern [§  43a 
LBesG MV-E (LT-Drs.  8/3455 S.  12 
f.)] und Thüringen [§  39a ThürBesG-
E (LT-Drs.  7/9853 S.  10 ff.)] haben 
beschlossen, dass die Gewährung einer 
amtsangemessenen Alimentation nicht 
alleinige Aufgabe des Dienstherrn ist. 
Vielmehr soll es Aufgabe des Beamten 
und seiner Familie sein, neben dem 
Dienstherrn für eine amtsangemessene 
Alimentation zu sorgen. In der Litera-
tur wird hingegen ausdrücklich ver-
neint, dass der Dienstherr sich seiner 
Verpflichtung zur Gewährleistung einer 
amtsangemessenen Alimentation durch 
Delegation oder Übertragung auf Dritte 
entledigen könnte [BeckOK BeamtenR 
Bayern/Brinktrine, 28. Ed. 1.4.2022, 
BayBG Grundlagen des Beamtenrechts 
in Deutschland Rn. 195].

Dies geschieht beispielsweise in 
Schleswig-Holstein dadurch, dass gem. 
§  45a SHBesG ein Familienergän-
zungszuschlag gezahlt wird, welcher mit 
steigender Besoldungsgruppe und Er-
fahrungsstufe stark abschmilzt. Voraus-
setzung für den Erhalt des vollständigen 
Zuschlags ist dabei, dass weder die zu 
alimentierende Person noch der jewei-
lige Ehegatte/Lebenspartner oder unter-
haltspflichtige Elternteil der Kinder des 
Beamten über sonstige Einkünfte im 

Sinne des §  2 Abs.  3 EStG verfügt. 
Diese Einkünfte würden sodann 
unter Berücksichtigung etwaiger Frei-
beträge auf den Familienergänzungs-
zuschlag angerechnet werden. Das 
starke Abschmelzen mit steigenden 
Erfahrungsstufen und Besoldungs-
gruppen führt jedoch zwingend dazu, 
dass der Abstand zwischen zwei Be-
amt:innen verschiedener Erfahrungs-
stufen und Besoldungsgruppen bei 
identischer Familienkonstellation 
und praktisch eingeebnet wird. So be-
trägt der Besoldungsabstand zwischen 
Berufsanfängern im Bereich der Ser-
viceeinheiten (A 7) und Rechtspfleger 
(A 9) in Schleswig-Holstein netto nur 
noch 42,68 EUR pro Monat [SH-LT-
Drs. 20/962 S. 3]. Dies wird seitens 
der Landesregierung ausdrücklich 
als ausreichend erachtet. Eine Eineb-
nung des Besoldungsgefüges sei nicht 
zu erkennen, „denn dabei wären noch 
Beförderungen und Aufstiege in den 
Erfahrungsstufen zu berücksichtigen“ 
[SH-LT-Drs. 20/962 S. 4]. Diese Ar-
gumentation wird jedoch dadurch 
konterkariert, dass der Familiener-
gänzungszuschlag im Rahmen der 
Übertragung der Tarifeinigung vom 
7.12.2023 ausgeweitet werden soll 
[Landtag Schleswig-Holstein Um-
druck 20/2819 S.  2]. Dies würde 
voraussichtlich eine Einebnung der 
Gesamtbesoldung in weitere Erfah-
rungsstufen der Besoldungsgruppe 
A 9 und wohl auch der Besoldungs-
gruppe A 10 bedeuten.

2. Dauerhafte Unteralimentation 
aus Haushaltsgründen

Einen anderen Weg geht das Bundes-
land Hessen. Hier hält erst die Be-
soldungsgruppe A 11 den erforderli-
chen Mindestabstand von 15 % zur 
sozialen Grundsicherung ein [VGH 
Kassel, Beschluss vom 30.11.2021 
– 1 A 863/18]. Es bestünde folglich 
dringender Handlungsbedarf seitens 
des Gesetzgebers, diesen anhaltenden 
Verfassungsbruch kurzfristig zu besei-
tigen.

Landesregierung und Gesetzgeber 
räumen auch ausdrücklich ein, „dass 
die hessische Besoldung an einigen 
Stellen nicht mehr den gerichtlich 

Keines der aktuellen Besoldungsgesetze genügt den 
mit Gesetzeskraft ergangenen Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts. 

kennbaren Gesichtspunkt auszuschlie-
ßen“ [OVG Schleswig, Beschluss vom 
23.3.2021 – 2 LB 93/18, BeckRS 2021, 
5222 Rn. 21, beck-online].

II. Besoldungsrecht

Gemäß Art. 74 Nr. 27 GG haben die 
Ländern die ausschließliche Zuständig-
keit für die Besoldung der Beamten der 
Länder, Gemeinden und Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts. Diese allei-
nige Gesetzgebungskompetenz erlang-
ten die Länder 2006 im Rahmen der 
Föderalismusreform I [BGBl. I 2006, 
2034]. Sie wurde teilweise zu kurzfris-
tigen und massiven Einsparungen im 
Personalbereich genutzt. 

Keines der aktuellen Besoldungsgesetze 
genügt den oben skizzierten, mit Ge-
setzeskraft ergangenen Entscheidungen 
des BVerfG [Stuttmann, NVwZ-Beilage 
2020, 83]. Bereits 2020 wurde prog-
nostiziert, dass „die Finanzminister zu 
Kunststückchen greifen [werden], die 
von der Rechtsprechung des BVerfG 
bislang mangels Anhaltspunkten noch 
nicht verboten worden sind, die aber 
offensichtlich gegen Geist und Sinn 
des Mindestabstandsgebots oder gegen 
andere hergebrachte Grundsätze des Be-
rufsbeamtentums (va Ämterbewertung) 
verstoßen“ [Stuttmann, NVwZ-Beilage 
2020, 83, 89].

Diese Befürchtung hat sich leider voll-
ständig bewahrheitet. Eine Darstellung 
sämtlicher „Kunststückchen“ würde den 
Rahmen dieser Abhandlung sprengen, 
sodass sich hier auf zwei konkrete Bei-
spiele beschränkt werden soll.

1. Einführung von Zuschlägen unter 
Anrechnung sonstiger Einkünfte

Die Besoldungsgesetzgeber Bayern [es 
wird pauschal ein Nettoeinkommen des 
Partners in Höhe von 13.576,40 EUR 
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postulierten verfassungsgerichtlichen 
Anforderungen an die Amtsangemes-
senheit der Alimentation im Sinne des 
Art.  33 Abs.  5 GG genügt“ [Hessen-
LT-Drs.  20/9499 S.  18]. Es ist erklär-
terweise nicht das Ziel des Besoldungs-
gesetzgebers, diesen Verfassungsbruch 
unmittelbar zu beenden, sondern einen 
„mehrstufigen Anpassungsprozess“ ein-
zuleiten, um langfristig einen „ange-
messenen Ausgleich zwischen [einer] 
amtsangemessenen Alimentation und 
widerstreitenden anderen Rechtsgütern 
mit Verfassungsrang“ zu erreichen und 
„zugleich [eine] verfrühte Vorfestlegung 
des Gesetzgebers“ zu vermeiden [Hes-
sen-LT-Drs. 20/9499 S. 18].

Es bleibt offen, wie der hessische Ge-
setzgeber dieses politische Vorhaben 
mit den grundrechtsgleichen Indivi-
dualrechten der betroffenen Beamtin-
nen und Beamten aus Art.  33 Abs.  5 
GG [BVerfG, Urteil vom 14.2.2012 – 
2 BvL 4/10; vgl. auch Hebeler, JA 2014, 
733 ff.; Schwan DÖV 2022, 198, 209] 
in Einklang bringen möchte. 

III. Beamten- und Rechtspfleger-
recht

Inhalt des Alimentationsprinzips als 
hergebrachtem Grundsatz des Berufs-
beamtentums aus Art.  33 Abs.  5 GG 
ist die ausreichende finanzielle Aus-
stattung des Beamten und seiner Fa-
milie, um einen Lebensstandard zu er-
reichen, welcher dem Wert des jeweils 
inngehabten Amtes für die Gesellschaft 
entspricht. Dieser Lebensstandard er-
streckt sich dabei nicht nur auf Befrie-
digung menschlicher Grundbedürfnisse 
wie Nahrung und Wohnung, sondern 
auch einen gewissen Lebenskomfort 
[BVerfG, Beschluss vom 30.3.1977 – 2 
BvR 1039/75; BVerfG, Beschluss vom 
24.11.1998 – 2 BvL 26/91]. Der Ge-
setzgeber bezweckt mit diesem Prinzip, 
der Beamtenschaft eine wirtschaftlich so 
starke Stellung zu verleihen, dass diese 
im politischen Kräftespiel regelmäßig 
mäßigend wirkt [BVerfG, Beschluss 
vom 9.4.2024 – 2 BvL 2/22 Rn. 46]. 
Wenn die gesetzlich gewährte Besol-
dung jedoch unter oder knapp über 
der sozialen Grundsicherung liegt, wird 
die Stellung der individuellen Beamten 
massiv geschwächt. 

Die sachliche Unabhängigkeit des 
Rechtspflegers als Organ der Rechts-
pflege bedingt denklogisch eine wirt-
schaftliche Unabhängigkeit derjenigen 
Person, welche mit dem Amt betraut ist. 
Zu Recht wird bereits von Berufsanfän-
gern im Eingangsamt und der niedrigs-
ten Erfahrungsstufe diese vollständige 
sachliche Unabhängigkeit erwartet. Es 
ist zur Gewährleistung der sachlichen 
Unabhängigkeit zwingende Voraus-
setzung, dass die gewährte Besoldung 
dazu ausreicht, dem Rechtspfleger und 
seiner Familie einen amtsangemessenen 
Lebenswandel zu ermöglichen. Dieser 
Lebenswandel kann nicht knapp über 
der sozialen Grundsicherung liegen. 

Jenseits jedes Berufsethos und Nützlich-
keitsabwägungen stellen sich hier auch 
Fragen der Korruptionsprävention. 
Neben der Lebzeitverbeamtung stellt 
gerade die „amtsangemessene Alimen-
tation“ einen wichtigen Baustein zur 
Korruptionsvermeidung bei Beamten 
dar [Niedersächsisches Oberverwal-
tungsgericht, Urteil vom 24.4.2017 – 
5 LC 228/15, juris, Rn.  449; Cancik 
in Herdegen/Masing/Poscher/Gärditz,  
Handbuch des Verfassungsrechts, § 14 
Verwaltung und Selbstverwaltung 
Rn. 106]. Jüngst wurde dieser Zusam-
menhang nochmals deutlich betont, 
wenn das Bundesverfassungsgericht 
ausführt, dass „[n]ur wenn die innere 
und äußere Unabhängigkeit [durch Le-
benszeitprinzip und Gewährung einer 
amtsangemessenen Alimentation] ge-
währleistet ist, kann erwartet werden, 
dass ein Beamter auch dann auf rechts-
staatlicher Amtsführung beharrt, wenn 
sie (partei-) politisch unerwünscht sein 
sollte oder er etwa Bestechungsversu-
chen ausgesetzt ist“ [BVerfG. Beschluss 

vom 9.4.2024 – 2 BvL 2/22 Rn. 47]. 
Die (anzustrebende vollständige) Abwe-
senheit von Korruption stellt daneben 
den meisten Rechtsstaatlichkeitsindizes 
eine Schlüsselkomponente dar [Jakab, 
ZaöRV 2022, 701, 719]. Wenn also 
bereits eine amtsangemessene Alimen-
tation „normaler Verwaltungsbeamter“ 
als Voraussetzung für einen funktionie-
renden Rechtsstaat begriffen wird, muss 
dies noch vielmehr für Beamte gelten, 
denen die Funktion eines Rechtspfle-
gers und die damit einhergehende sach-
liche Unabhängigkeit anvertraut wird.

IV. Konflikt zwischen Bundes- 
und Landesrecht

Art. 31 GG normiert den Grundsatz lex 
superior derogat legem inferiorem, indem 
es das Bundesrecht über das Landes-
recht stellt. Für die aufgeworfene Frage-
stellung ist zu klären, ob eine unzuläng-
liche Besoldungsnorm des Landesrechts 
eine Verletzung der bundesrechtlichen 
Regelung der sachlichen Unabhängig-
keit des Rechtspflegers gem. § 9 RPflG 
darstellt.

1. Kollisionsfähiges Recht

Voraussetzung für eine Normenkollisi-
on im Sinne des Art. 31 GG ist das Vor-
handensein von Rechtsnormen unter-
schiedlicher staatlicher Ebenen [Dürig/
Herzog/Scholz/Korioth, 102. EL August 
2023, GG Art. 31 Rn. 16] Bei beiden 
infrage kommenden Rechtsnormen 
(Besoldungsgesetze des jeweiligen Lan-
des und RPflG) handelt es sich je um 
Parlamentsgesetze, sodass dies unprob-
lematisch ist.

Inhalt des Alimentationsprinzips als hergebrachtem 
Grundsatz des Berufsbeamtentums aus  
Art. 33 Abs. 5 GG ist die ausreichende finanzielle 
Ausstattung des Beamten und seiner Familie,  
um einen Lebensstandard zu erreichen, welcher 
dem Wert des jeweils innegehabten Amtes für die 
Gesellschaft entspricht. 
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2. Bestehen einer Normenkollision

Daneben muss eine Normenkollision 
im formellen Sinne vorliegen, was 
bedeutet, dass die Normen des Bun-
des- und Landesrechts auf denselben 
Sachverhalt anwendbar sind und bei 
ihrer Anwendung zu unterschiedlichen 
Rechtsfolgen führen [BVerfG, Urteil 
vom 30.7.2008 – 1 BvR 3262/07 
Rn.  99 m.w.N.) oder unvereinbare 
Normgehalte aufweisen [Jarass/Pieroth/
Kment, 17. Aufl. 2022, GG Art.  31 
Rn.  4]. Letzteres ist hier gegeben, 
da die sachliche Unabhängigkeit des 
Rechtspflegers als Organ der Rechts-
pflege gem. § 9 RPflG denklogisch eine 
wirtschaftliche Sicherheit der natür-
lichen Person voraussetzt, welche mit 
dem entsprechenden Amt betraut ist. 
Diese ist bei einer Gesamtalimenta-
tion auf oder knapp über dem Niveau 
der sozialen Grundsicherung nicht  
gegeben.

3. Rechtsfolgen

Eine weitere zwingende Voraussetzung 
des Art.  31 GG ist, dass das entspre-
chende Landesgesetz nicht aus anderen 
Gründen nichtig oder unanwendbar ist 
[Jarass/Pieroth/Kment, 17. Aufl. 2022, 
GG Art.  31 Rn.  3]. Wenn die besol-
dungsrechtliche Landesnorm ihrem 
Inhalt nach jedoch bereits selbststän-
dig gegen Art. 33 Abs. 5 GG verstößt, 
ist eine Normenkollision im Sinne des 
Art.  31 GG ausgeschlossen. Eine ent-
sprechende Nichtigkeitswirkung setzt 
nämlich ein verfassungsgemäßes Besol-
dungsrecht voraus [BVerfG, Urteil vom 
19.12.2017 – 1 BvL 3/14 Rn.  237]. 
Von daher bleibt eine eventuelle Verlet-
zung des § 9 RPflG durch besoldungs-
rechtliche Landesnormen praktisch 
ohne Relevanz.

C. Handeln des Rechts-
pflegers als Gericht gem. 
Art. 267 AEUV

Neben die nationalstaatlichen Regelun-
gen zur Unabhängigkeit der Justiz tritt 
im Rahmen der europäischen Integra-
tion das Recht der Europäischen Union 
als gem. Art.  288 Abs.  2 S.  2 AEUV 
unmittelbar geltendes innerstaatlichen 
Recht. Gemäß Art. 267 besteht in die-
sem Kontext ein Vorlagegerecht von 
Gerichten der Mitgliedsstaaten an den 
EuGH, wenn eine Frage zur Auslegung 
der europäischen Verträge zu klären ist. 
Im Kontext des Rechtspflegers kommt 
hier Art. 47 der EU-Grundrechte-Char-
ta in Betracht, welcher jeder Person eine 
Recht darauf einräumt, „dass ihre Sache 
von einem unabhängigen, unparteii-
schen und zuvor durch Gesetz errichte-
ten Gericht in einem fairen Verfahren, 
öffentlich und innerhalb angemessener 
Frist verhandelt wird.“

Fraglich ist hier unter Bezug auf die 
oben gemachten Ausführungen, ob der 
deutsche Rechtspfleger unabhängig sein 
kann, wenn er von einer Unteralimenta-
tion betroffen ist.

I. Der deutsche Rechtspfleger 
als Gericht im Sinne des Europa-
rechts?

Die Frage, ob und wann der deutsche 
Rechtspfleger als Gericht im Sinne des 
Art. 267 AEUV anzusehen ist, ist noch 
nicht durch den EuGH geklärt. Der 
EuGH verneinte dies bislang ausdrück-
lich für Rechtspfleger in Österreich 
[EuGH Urt. v. 14.6.2001 – C-178/99, 
BeckRS 2004, 74714, beck-online]. 
Dies begründete er überzeugend damit, 
dass der österreichische Rechtspfleger 

seine Handlungen stets aufgrund eines 
beschränkten Mandats des Richters 
wahrnimmt [EuGH Urt. v. 14.6.2001 
– C-178/99, BeckRS 2004, 74714, 
Rn. 21, beck-online].

Als Umkehrschluss aus dieser Argu-
mentation wird im Schrifttum überzeu-
gend ausgeführt, dass der Rechtspfle-
ger im Geltungsbereich des deutschen 
RPflG durchaus als Gericht im Sinne 
des Art.  267 AEUV anzusehen ist [Ilg 
RPfleger 2018, 301, 303 f ]. Diese Ein-
stufung gilt zwar nicht uneingeschränkt 
für alle Verfahrensarten, welche dem 
Rechtspfleger zur Erledigung übertra-
gen sind, jedoch sind nicht nur exoti-
sche Sonderfälle davon befasst [Ilg aaO].

II. Unteralimentation als Bruch 
des Europarechts?

Fragen der Bereitstellung von ange-
messenen Ressourcen für die Justiz 
sind nach Auffassung der Europäischen 
Kommission ein wesentliches Merk-
mal der Rechtsstaatlichkeit, wobei 
unter diesen Begriff auch ausdrücklich 
die (Richter ) Besoldung fällt [Bericht 
über die Rechtsstaatlichkeit 2023 Län-
derkapitel zur Lage der Rechtsstaat-
lichkeit in Deutschland vom 5.7.2023 
S.  1 (https://commission.europa.eu/system/
files/2023-07/17_1_52572_coun_chap_ger-
many_de.pdf, zuletzt abgerufen am 
29.02.2024)]. Dies ist aufgrund der Ar-
gumentation der Kommission auch für 
den Rechtspfleger relevant. Eine aus-
kömmliche Besoldung ist rechtsstaatlich 
geboten, denn „[n]ach europäischen 
Standards sollte die Besoldung von 
Richtern ihrer Rolle und Verantwortung 
entsprechen und hinreichend sein, um 
sie vor Druck von außen, der ihre Ent-
scheidungen beeinflussen soll, zu schüt-
zen“ [Empfehlung CM/Rec(2010)12 
des Ministerkomitees des Europarates 
an die Mitgliedstaaten zur Unabhän-
gigkeit, Effizienz und Verantwortung 
von Richtern, Rn.  33 und 54 (https://
rm.coe.int/cmrec-2010-12-on-independence-ef-
ficiency-responsibilites-of-judges/16809f007d, 
zuletzt aufgerufen am 29.2.2024); Be-
richt über die Rechtsstaatlichkeit 2023 
Länderkapitel zur Lage der Rechts-
staatlichkeit in Deutschland vom  
05.07.2023 S. 8 (https://commission.europa.
eu/system/files/2023-07/17_1_52572_coun_

Die sachliche Unabhängigkeit des Rechtspflegers  
als Organ der Rechtspflege gem. § 9 RPflG setzt 
denklogisch eine wirtschaftliche Sicherheit 
der natürlichen Person voraus, welche mit dem 
entsprechenden Amt betraut ist. 



 
Unabhängigkeit bei UnteralimentationRPflBl 2024, Heft 3, Seite 65

chap_germany_de.pdf, zuletzt abgerufen 
am 29.2.2024)].

Auf dieser Grundlage sah sich das VG 
Gießen mit der Frage konfrontiert, ob 
es selbst ein unabhängiges Gericht im 
Sinne des Europarecht sei. Da diese Fra-
ge für die Entscheidung über den Asyl-
antrag eines russischen Staatsbürgers re-
levant war, fertigte es einen entsprechen-
den Vorlagebeschluss an den EuGH 
[VG Gießen, Beschluss vom 19.5.2023 
– 5 L 855/23.Gl.A, juris]. Es stellte 
fest, dass das hessische Besoldungsrecht 
nicht mit Art. 33 Abs. 5 GG vereinbar 
sei, was der hessische Besoldungsgesetz-
geber auch bereits eingeräumt habe (vgl. 
Abschnitt B II 2). Deshalb sei das VG 
Gießen kein unabhängiges Gericht im 
Sinne von § 19 Abs.  1 UAbs. 2 EUV 
iVm Art. 47 EU-GR-Ch und dem Be-
schwerdeführer würde kein unionsrecht-
lich garantierter Rechtsweg vor solch ei-
nem unabhängigen Gericht offenstehen  
[VG Gießen aaO Rn. 773, 779].

Die Reaktion des EuGHs auf diesen 
Vorlagebeschluss war maximal deutlich. 
Es lehnte die Vorlage als offensichtlich 
unzulässig ab [EuGH, Beschluss vom 
8.11.2023 – C-333/23 (Habonov), 
BeckRS 2023, 40553]. Das VG Gießen 
verfolge mit seiner Vorlage „ein Ziel, 
das offensichtlich nichts mit der Ent-
scheidung des Ausgangsrechtsstreits zu 
tun hat und für diesen Zweck nicht von 
Nutzen ist“ [EuGH aaO Rn. 29]. Der 
EuGH befürchtete offensichtlich einen 
weiteren (und hier vermeidbaren) Zu-
ständigkeitskonflikt mit dem BVerfG 
nach dessen Ultra-vires-Entscheidung 
zum Staatsanleihenkaufprogramm der 
EZB [BVerfG, Urteil vom 5.5.2020 – 
2  BvR 859/15]. Es bleibt also dabei, 
dass eine eventuelle Unteralimentation 
von gerichtlichen Entscheidungsträgern 
für sich allein noch keinen Bruch des 
Europarechts darstellt, welche im indi-
viduellen Verfahren durch eine Vorlage 
gem. Art. 267 AEUV beseitigt oder ge-
rügt werden könnte.

Das Vorgehen der Richter der 5. Kam-
mer des VG Gießen ist ausdrücklich kri-
tikwürdig. Diese wollten offensichtlich 
ein eilbedürftiges Asylverfahren als He-
bel nutzen, um den langwierigen Weg 
zu einer amtsangemessenen Besoldung 
über das Widerspruchsverfahren bei der 

Bezügestelle, das Feststellungsklagever-
fahren beim Verwaltungsgericht und 
eine konkrete Normenkontrolle gem. 
Art.  100 GG durch das BVerfG für 
sich persönlich abzukürzen. Es dürf-
te wohl als ausgeschlossen gelten, dass 
der Vorlagebeschluss ausschließlich aus 
dem Grund gefasst wurde, dem Kläger 
Rechtsschutz durch ein unabhängiges 
Gericht zu gewähren und persönliche 
Interessen der Richter keinerlei Rolle 
gespielt haben.

D. Fazit

Es bleibt nur zu konstatieren, dass sich 
der Rechtspfleger im Kontext einer 
Unteralimentation nicht von jedem an-
deren Beamten in seiner oder ihrer Be-
soldungsgruppe unterscheidet. Durch 
das Alimentationsprinzip soll gewähr-
leistet werden, dass der Beamte in seiner 
wirtschaftlichen Position so abgesichert 
ist, dass er dem politischen Kräftespiel 
als ausgleichender Faktor gegenüber-
steht und für eine fachlich fundierte 
Ausführung der Gesetze sorgt. Wenn 
der Beamte der Meinung ist, dass seine 
Alimentation nicht mit Art. 33 GG ver-
einbar ist, steht der Weg zu den Verwal-
tungsgerichten offen, um eine entspre-
chende Feststellung zu begehren. 

Dass dabei Zeiträume von über 18 (!) 
Jahren von erstinstanzlichen Klageerhe-
bung bis zur endgültigen Entscheidung 
als angemessen gelten sollen [BVerfG, 
Beschluss vom 21.12.2023 – 2 BvL 
3/19 – Vz 3/23 Rn.  7, 16], muss aus 
der Perspektive des individuellen Beam-
ten jedoch wie eine praktisch Nichtge-
währung von Rechtsschutz wirken. Das 
BVerfG wird nicht müde zu betonen, 
dass diese Verfahrensdauern nicht dazu 
führen würden, „das Beamtenverhält-

nis zu einem grundrechtsfreien Bereich 
[zu] mache[n], in dem die Gehorsams-
pflicht dazu führe, dass den Beamten 
ähnlich der Vorstellung des besonde-
ren Gewaltverhältnisses keine eigenen 
Rechte gegenüber dem Dienstherrn zu-
erkannt würden“ [BVerfG, Urteil vom 
12.6.2018 – 2 BvR 1738/12 Rn. 150]. 
Jedoch drängt sich hier eine Bezugnah-
me auf das amerikanische Rechtssprich-
wort „Justice delayed is justice denied“ 
[aufgeschobenes Recht ist aufgehobenes 
Recht] geradezu zwingend auf. 

Auch die auf Bundesebene einfach- 
gesetzlich verankerte sachliche Unab-
hängigkeit hat hierauf keine Auswirkun-
gen. Weder werden dem Rechtspfleger 
als sachlich unabhängigen Organ der 
Rechtspflege gesteigerte Absicherun-
gen seiner sachlichen Unabhängigkeit 
gegenüber dem Dienstherrn (vgl. mit 
§ 26 Abs. 3 DRiG) zugebilligt [Wenzel 
aaO S.  98-100], noch stellt die man-
gelnde landesrechtliche Bereitstellung 
von finanziellen Ressourcen zur Ermög-
lichung der bundesrechtlich normierten 
sachlichen Unabhängigkeit einen An-
wendungsfall des Art. 31 GG dar.

Das Europarecht führt diesbezüglich zu 
keinem anderen Ergebnis. Auf europäi-
scher Ebene wird eine hinreichende Ali-
mentation der Entscheidungsträger in 
den Gerichten als eine zwingende Vor-
aussetzung für einen funktionierenden 
Rechtsstaat angesehen, denn ohne eine 
solche kann es keine tatsächliche Unab-
hängigkeit der Entscheider geben. Hin-
sichtlich der Frage, ob eine gewährte Ali-
mentation zur Erreichung dieses Ziels 
ausreichend bemessen ist, wollte sich der 
EuGH jedoch nicht äußern und verwies 
vielmehr auf den nationalen Rechtsweg 
über die Verwaltungs- zur Verfassungs- 
gerichtsbarkeit.

Auf europäischer Ebene wird eine hinreichende 
Alimentation der Entscheidungsträger in den 
Gerichten als eine zwingende Voraussetzung für 
einen funktionierenden Rechtsstaat angesehen, 
denn ohne eine solche kann es keine tatsächliche 
Unabhängigkeit der Entscheider geben. 



Die Bundesleitung des BDR hat die VDRÖ zu einer gemeinsamen Vorstandssitzung am 
3. Mai 2024 nach München eingeladen. Der Vorsitzende des BDR Mario Blödtner und die 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden Elke Strauß, Manfred Georg und Björn Benkhoff 
konnten ihre österreichischen Gäste Ute Holzer-Stern, Ines Steiner, Raphael Finster, 
Harald Prohaska, Raimund Hiti-Kölich und Walter Szöky begrüßen. Am Beginn der Ver-
anstaltung stand eine Führung durch den historischen Justizpalast München, dann bega-
ben sich die Konferenzteilnehmer zum Amtsgericht München, dem größten Amtsgericht 
in Deutschland. Auf der Agenda der Konferenz standen der Austausch über Entwicklun-
gen in VDRÖ und BDR sowie über Tendenzen in der Justiz in Österreich und Deutschland. 
Weiter wurde diskutiert, ob der BDR und die VDRÖ auch 2025 gemeinsam für den Vor-
stand in der Europäischen Union der Rechtspfleger (EUR) kandidieren sollen.
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Gemeinsame Vorstandssitzung von 
BDR und VDRÖ in München

Am 25. April 2024 strömten 
Rechtspfleger aus ganz Deutschland 
in die Vertretung des Landes Bremen 
beim Bund, denn der BDR lud zum 
spannenden Disput im jährlichen 
BDRhauptstadtFORUM ein. 

Dieses Mal ging es um das wichtige 
Thema Strafvollstreckung, bei dem 
auch uns Rechtspflegern eine bedeuten-
de Rolle in der Praxis zukommt. Unter 
dem provokanten Titel „Stumpfes 
Schwert der Justitia – Strafvollstreckung 
vor dem Aus?“ versammelten sich Fach-
leute und Interessierte, um aktuellen 
rechtlichen und gesellschaftlichen Pro-
blemen auf den Grund zu gehen. Auf 
dem Podium nahmen Persönlichkeiten 
Platz, deren Expertise unbestreitbar 
ist: MdB Elisabeth Winkelmeier-Becker, 
Vorsitzende des Rechtsausschusses des 
Deutschen Bundestages; Ingo Sorgatz, 
stellvertretender Landesvorsitzender des 

Weißen Rings Berlin; Jürgen Ruppert, 
Geschäftsführender Bundesvorstand 
Bewährungs- und Gerichtshelfer bei 
den Sozialen Diensten der Justiz Berlin, 
Dipl.-Rpfl.in Astrid Münning von der 
Staatsanwaltschaft Lübeck sowie Herr 
Dipl.-Rpfl. Peter Savini, renommier-
ter Hochschullehrer aus Bayern. Diese 
Runde versprach tiefgehende Einblicke 
und hitzige Debatten. 

Die Atmosphäre in der Vertretung war 
gelöst, doch die Themen waren alles 
andere als leicht. Die Moderation lag 
in den bewährten Händen von Rechts-
anwalt Dr. Christian Strasser aus Mün-
chen, einem Juristen mit dem besonde-
ren Talent, selbst schwierige Sachgebiete 
lebhaft zu gestalten. Die Diskussion 
brachte die Herausforderungen und 
Konflikte der Strafvollstreckung ans 
Licht, gerade auch angesichts der jüngs-
ten Gesetzesänderungen zur Ersatzfrei-

heitsstrafe und im Cannabisgesetz. Die 
Diskutanten loteten die Problematik 
aus den unterschiedlichen Perspektiven 
von Verurteilten, Geschädigten und 
Rechtspflegern der Staatsanwaltschaften 
in ganzer Tiefe aus und zeigten auch die 
Schwachstellen im geltenden Recht auf. 
Zugleich zeichnete sich wieder einmal 
ab, wie viel juristisches Geschick und 
psychologisches Feingefühl nötig sind, 
wenn es darum geht, Bürgern komplexe 
Regelungen und Entscheidungen ver-
ständlicher zu machen.  

Anschließend waren Diskutanten und 
Gäste zu einem Stehempfang eingela-
den. In lockerer Atmosphäre tauschten 
sich die Teilnehmer weiter aus, angeregt 
von den Eindrücken der Debatten. Das 
Catering der Landesvertretung Bremen 
sorgte mit lokalen Delikatessen für ku-
linarische Höhepunkte, die perfekt zum 
inspirierenden Ambiente passten.

 

(c) VDRÖ

BDRhauptstadtFORUM 2024

„Stumpfes Schwert der Justitia –  
Strafvollstreckung vor dem Aus?“ 

 

(c) EUR

(c) BDR
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Das BDRhauptstadtFORUM hat sich 
längst nicht nur als Pflichttermin im Ka-
lender der Fachwelt etabliert, sondern 
auch als eine Plattform, die jedes Jahr 
aufs Neue wichtige Impulse setzt und 
zum kritischen Diskurs einlädt. Jeder ist 
willkommen, sich nach vorheriger An-
meldung diesem spannenden Austausch 
anzuschließen. Bereits jetzt blickt der 
BDR mit Vorfreude auf das nächste 
Forum, wenn wir in einem Jahr wieder 
Mitglieder und Interessierte in Berlin 
willkommen heißen und erneut in hei-
ße Debatten über ein neues Rechtsthe-
ma eintauchen. Das Forum bietet einen 
Treffpunkt, der zeigt, wie lebendig und 
dynamisch die Auseinandersetzung mit 
juristischen Themen sein kann.

Elke Strauß
Stv. Bundesvorsitzende des BDR

Am 26. April 2024 tagte das Bun-
despräsidium des Bundes Deutscher 
Rechtspfleger in Berlin. In diesem 
halbjährlichen Treffen kommen die 
Bundesleitung, die Vorsitzenden der 

Landesverbände des BDR, die Kom-
missionsvorsitzenden sowie Ehren-
gäste zusammen, tauschen sich aus 
und treffen Entscheidungen zur Ver-
bandsarbeit. 

Einer der wichtigsten Tagesordnungs-
punkte war die Nachbesetzung von 
zwei Stellvertreterposten in der Bun-
desleitung: Unsere  Geschäftsführerin 
Christine Hofstetter (Verband Bayeri-
scher Rechtspfleger musste aus gesund-
heitlichen Gründen ihr Amt Mitte Ap-
ril niederlegen. Das Präsidium wählte 
Koll. Björn Benkhoff (BDR NRW) zum 
neuen Geschäftsführer des BDR. Man-
fred Georg (BDR Rheinland-Pfalz) hat-
te ja bereits bei der vorangegangenen 
Präsidiumssitzung in Kiel angekündigt, 
im zweiten Halbjahr 2024 aus persön-
lichen Gründen sein Amt als Schatz-
meister niederzulegen. Inzwischen hat 
er das Datum seines Ausscheidens aus 
der Bundesleitung auf den 31. Juli 
2024 präzisiert. Das Präsidium wähl-
te mit Wirkung zum 1. August 2024 
Frau Karolin Korschikowski (BDR 
Hamburg) zur neuen Schatzmeisterin. 
Beiden neu Hinzukommenden auch 
an dieser Stelle viel Glück für ihr ver-
antwortungsvolles Amt! Den beiden 
scheidenden Mitgliedern ganz herzli-
chen Dank für ihren herausragenden 
Einsatz im Interesse der Rechtspfleger 
und des Verbands und alles Gute für 
ihren weiteren Weg! 

BDR-Präsidiumssitzung 

Zwei Wechsel in der Bundesleitung

Der Bundesvorsitzende Mario Blödtner dankt Manfred Georg für die langjährige 
Mitarbeit als Bundesschatzmeister – den beiden scheidenden Mitgliedern ganz herz-
lichen Dank für ihren herausragenden Einsatz im Interesse der Rechtspfleger und des 

Verbands und alles Gute für ihren weiteren Weg! 
 

Ingo Sorbatz, Peter Savini, MdB Elisabeth Winkelmeier-Becker, Astrid Münning und Jürgen Ruppert 
diskutieren unter der Moderation von Dr. Christian Strasser.

 

(c) BDR

(c) BDR
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Die Besoldungssituation war wieder 
ein wichtiges Thema der Sitzung. A10 
als Einstiegsamt gibt es bisher nur in 
Baden-Württemberg. In mehreren an-
deren Bundesländern sollen nunmehr 
Berufseinsteiger mit Ablauf der Probe-
zeit regelmäßig nach A10 befördert wer-
den. Hinsichtlich der Frage der amtsan-
gemessenen Besoldung wird seitens der 
Mitgliedsverbände eindeutig Verbesse-
rungsbedarf gesehen. Hierzu laufen be-
reits Widerspruchs- und Klageverfahren 
gegen die derzeitige Besoldungspraxis. 
Letztlich wird sich die Frage wohl nur  
gerichtlich klären lassen.

Ein weiterer zentraler Punkt war die 
Nutzung von künstlicher Intelligenz 
in der Justiz. In den nächsten Jahren 
drohen erhebliche Personalverluste 
durch Altersabgänge, die durch Neuein-
stellungen nicht ausgeglichen werden 
können. Die Lücke zwischen Pensum 
und tatsächlichem Einsatz wird immer 
größer. Diese Lücke muss dringend ge-
schlossen werden – aus heutiger Sicht 
ist dies nur durch den Einsatz von KI/
algorithmischen Systemen möglich. Es 
ist dringend erforderlich, dass der Bund 
Deutscher Rechtspfleger ein eigenes 
Konzept erarbeitet, welches die Mög-
lichkeiten der Automationsunterstüt-
zung und den möglichen Einsatz von 
KI in den Tätigkeitsfeldern des Rechts-
pflegers beschreibt. Wir müssen uns 
dabei einerseits mit bereits bestehenden 
Ideen und Forderungen auseinander-
setzen, andererseits ist es erforderlich, 

selbst eine Beschreibung zu erarbeiten. 
Dabei war sich das Präsidium einig, dass 
keine einzige Entscheidung des Rechts-
pflegers durch eine KI ersetzt werden 
darf (am Ende muss ein Mensch – der 
Rechtspfleger – entscheiden). 

Die die neue Arbeitskommission „So-
ziale Medien“ stellte erste Ergebnisse 
ihrer Tätigkeit vor. Dabei kristallisierte 
sich schnell heraus, welch große Reser-
ven hier noch bestehen. Wir müssen 
auch diese Kanäle nutzen, um das Be-
rufsbild vorzustellen, die inhaltliche Ar-
beit der Bundesleitung zu präsentieren, 
unsere Standpunkte darzulegen. Dies ist 
zugleich ein wichtiger Bestandteil der 
Nachwuchsgewinnung und Mitglieder-
werbung. Die Kommission wurde vom 
Präsidium beauftragt, einen LinkedIn-
Account für den BDR anzulegen und 
die Facebook- und Instagram-Accounts 
des BDR zu übernehmen. Diese sollen 
mit den bestehenden Accounts der Lan-
desverbände vernetzt werden.

Neues gab es zum Schrifttum: Erstmals 
nahm Peter Savini in der Eigenschaft 
als neuer Schriftleiter der Rechtspfleger 
Studienhefte an der Sitzung teil. Seine 
Vorgängerin, Dagmar Zorn, ist seit 1. Ja-
nuar 2024 die Schriftleiterin des Rpfle-
ger. Frau Dr. Beck vom Gieseking Verlag 
wies auf neu erscheinende Werke hin, 
namentlich die neu aufgelegte Kom-
mentierung zum Strafvollstreckungs-
recht. Elke Strauß bat die Landesverbän-
de um Material fürs Rechtspflegerblatt.

Der Rechtspflegertag 2026 wurde nun 
konkret terminiert. Er wird vom 21. bis 
25. September in Erfurt stattfinden. Die 
Organisation liegt in den Händen unse-
rer Thüringer Kollegen. 

Die nächsten Termine des BDR sind: 
•	 ein Treffen der Öffentlichkeitsrefe-

renten und Medienschaffenden des 
BDR am 20. bis 21. Juni 2024 in 
Leipzig, zu dem der Stellvertretende 
Bundesvorsitzende Ralf Behling nun 
einladen wird

•	 das Sommerfest gemeinsam mit 
dem DGVB und dem Amtsanwalts-
verein am 24. Juni 2024 im Garten 
des OVG

•	 die Sommersitzung der Bundeslei-
tung vom 19. bis 21. Juli 2024 in 
Koblenz

•	 die Präsidiumssitzung in Karlsruhe 
vom 9. bis 12. Oktober 2024 

•	 die Tagung an der evangelischen 
Akademie in Bad Boll vom 20. bis 
22. November 2024, zu der den 
Landesverbänden ein Flyer zur Ver-
fügung gestellt werden soll.  

Gerade die Tagung in Bad Boll liegt 
dem BDR sehr am Herzen, da sie den 
Rechtspflegern aus ganz Deutschland 
eine Plattform gibt, sich fachlich aus-
zutauschen und zu vernetzen. In ein-
zelnen Bundesländern ist diese Tagung 
bereits Teil des Fortbildungsprogramms 
der Justizverwaltung, in anderen wird 
zumindest Fortbildungs-Sonderurlaub 
gewährt. Der BDR unterstützt seine 
Mitglieder durch Übernahme von Rei-
sekosten bis 100 EUR. 

Auch bei der Generalversammlung der 
Europäischen Union der Rechtspfle-
ger vom 18. bis 21. September 2024, 
die in Tallinn (Estland) stattfinden wird, 
würden wir uns freuen, wenn wieder 
viele deutsche Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger aus Deutschland teilneh-
men. 

Fazit: Das Treffen hat wieder viele neue 
Impulse für eine wirkungsvolle Ver-
bandsarbeit gesetzt. Auch wenn es oft 
gilt, sehr dicke Bretter zu bohren – der 
BDR beweist langen Atem und bleibt 
dran. 

Ralf Behling und Elke Strauß
Stv. Bundesvorsitzende des BDR

Am 26. April fand die Frühjahrs-Präsidiumssitzung des BDR in Berlin statt. 
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BDR Hamburg, Bremen, Berlin,  
Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein

Hamburger Gespräche 

Am 5. April 2024  fanden wieder 
die Hamburger Gespräche der BDR-
Landesverbände aus dem Norddeut-
schen Bereich im Hamburger Zivil-
gerichtsgebäude statt, bei denen die 
Probleme unseres Berufsstandes und 
gemeinsame Zielsetzungen der Nord-
verbände besprochen wurden.

Anwesend waren diesmal neben den 
Gastgebern aus Hamburg auch Vertre-
ter der BDR-Landesverbände Bremen, 
Brandenburg, Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern.

Ein Thema war wieder einmal der Rück-
gang der Bewerber für die Rechtspfle-
gerausbildung und die unterschiedli-
chen Standards und Resultate an den 
Hochschulen in Hildesheim, Berlin und 
Güstrow. Während der Standard und 
die Ausbildung in Güstrow auf einem 
hohen Niveau verbleibt, wurden die Er-
gebnisse an den anderen Hochschulen 
kritisiert. So sind z. B. im vergangenen 
Prüfungsjahr 50  % der Absolventen 

aus Schleswig-Holstein in Hildesheim 
durchgefallen. Es zeigen sich in allen 
Ländern deutlich die Auswirkungen der 
Corona-Krise bei der Vermittlung der 
Ausbildungsinhalte und teilweise auch 
bei den Prüfungsergebnissen.

Auch die Erforderlichkeit und die ver-
schiedenen Möglichkeiten der Wer-
bung für unseren Beruf (durch Filme 
und soziale Medien, aber auch durch 
Besuche in Schulen) wurden ausführ-
lich besprochen. Hier ist allgemein eine 
deutliche Intensivierung erforderlich, 
für die allerdings nicht immer die nö-
tigen finanziellen Mittel zur Verfügung 
gestellt werden. Die Situation ist vor 
dem Hintergrund des demografischen 
Wandels weiterhin angespannt, da im-
mer weniger geeignete Bewerber zur 
Verfügung stehen. Auch die mitunter 
starken Abwanderungstendenzen sei-
tens der Anwärter  – auch über die Lan-
desgrenzen hinaus – bestehen weiter.

Vor dem Hintergrund der Entschei-
dung des Bundesarbeitsgerichts zur 
Höherstufung der Tarifbeschäftigten 
im Servicebereich bestand Einigkeit in 

der Forderung nach einer Anhebung 
des Einstiegsamts für Rechtspfleger auf 
A10. Langfristig soll weiter die Forde-
rung nach einer Sonderlaufbahn für 
den Rechtspflegerdienst verfolgt wer-
den. Das Thema Besoldungsstrukturen 
soll auch auf der anstehenden Bundes-
präsidiumssitzung eingehend erörtert 
werden. Auch die Beurteilungs- und 
Beförderungssituation wurde allge-
mein als unbefriedigend angesehen. An 
diesem Thema muss weiter „gebohrt“ 
werden. 

Dringend erforderlich ist weiterhin eine 
gründliche Überarbeitung der Pebb§y-
Richtlinien. Die letzte Erhebung hier-
zu fand 2018 statt, so dass die derzei-
tige Fassung, vor allem im Bereich des 
Betreuungs- und Familienrechts, nicht 
die derzeitige Situation nach der Betreu-
ungsrechtsreform widerspiegelt.

Abschließend bedanken wir uns beim 
BDR-Landesverband Hamburg für die 
tolle Organisation und die Verpflegung. 
Wir freuen uns schon auf das nächste 
Treffen!

BDR Mecklenburg-VorpommernBei den Hamburger Gesprächen ging es um Möglichkeiten der Werbung für unseren Beruf. 

Dank gebührt dem BDR Hamburg für 
die tolle Organisation und die Verpflegung. 

(c) BDR M-V
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Der diesjährige Rechtspflegertag 
fand am 11. April 2024 am Bundes-
arbeitsgericht in Erfurt statt. Tra-
ditionell fand zunächst eine Mit-
gliederversammlung statt, in der 
der Vorstand seinen Geschäftsbe-
richt abgab und in der interne Be-
schlussfassungen erfolgten. Sowohl 
die Satzung als auch die Beitrags- 
und Haushaltsordnung (vorher nur 
Beitragsordnung) wurden abge-
ändert. Eine Beitragserhöhung er-
folgte nicht. Im Anschluss konnten 
wir u.a. im öffentlichen Teil Frau 
Ministerin des TMMJV, Doreen 
Denstädt, Herrn Präsidenten des 
ThOLG, Thomas Schneider, und 
Frau Präsidentin des BAG Inken 
Gallner sowie Frau Lossin-Weimer, 
die Vizepräsidentin des Landge-
richts Erfurt, als unsere Gäste be-
grüßen.

In ihrer Begrüßung führte die Vorsit-
zende des BDR Thüringen, Barbara 
Zwinkau, aus, dass der Rechtspfleger-
tag dafür genutzt wird, die Anliegen 
der Rechtspfleger:innen gegenüber 
dem Justizministerium und den übri-
gen Oberbehörden kundzutun.

BDR Thüringen

Rechtspflegertag 

Rechtspfleger:innen werden inner-
halb der Justiz gern als Geheimwaffe 
in allen anderen Angelegenheiten 
eingesetzt: Im Ministerium, in den 
Justizverwaltungen aller Justizbehör-
den, als Revisor, in der Justizzahlstel-
le, in der Aus- und Fortbildung und 
in den letzten Jahren sehr intensiv bei 
der Digitalisierung. Keine Frage, diese 
Aufgaben passen zum Rechtspfleger. 
Die Kolleg:innen sind den Aufgaben 
gewachsen und haben die Qualifikati-
on dafür. Bei der Begrenzung der Ein-
stellungen, fehlen die „alternativ Ein-
gesetzten“ allerdings in den rechtlichen 
Bereichen. Hinzu kommt der leider 
sehr hohe Krankenstand. 

Umso überraschter waren wir, als wir 
im Nachgang zum Rechtspflegertag 
feststellen mussten, dass das Thürin-
ger Justizministerium auf eine Anfrage 
der dpa verkündete, dass ausreichend 
Personal vorhanden sei und wir „in 
Thüringen bestens aufgestellt“ seien. 
Geht man nach dem reinen Personal-
bestand mag dies stimmen. So sind ak-
tuell von 470 Vollzeitstellen 466 Stel-
len besetzt. Doch betrachtet man die  
Personalverwendung, sieht es ganz an-
ders aus. Aus den aufgeführten Grün-
den (Verwendung in anderen Berei-
chen, Elternzeit und Langzeiterkran-
kungen) fehlen ca. 50 Rechtspfleger  
„regelmäßig“ in der Personalverwen-
dung.

Auch die Vorsitzende Frau Zwinkau 
erreichte eine Anfrage der dpa, auf 
die sie kurzfristig reagierte, so gibt es 
auch differenzierte Berichte, in denen 
unsere Sicht als Verband enthalten ist 
(Beispiel hierfür ist ein Beitrag vom 
Antenne Thüringen: https://www.anten-
nethueringen.de/p/Bedarf-gut-gedeckt-aber-
wenig-Spielraum-bei-Rechtspflege-0xdX4SUrB-
vk7Na8HbsA2Fy.

Trotzdem hat sich das Justizministeri-
um mit seinen Äußerungen in der Pres-
se keinen Gefallen getan – wie schwer 
wird es wohl künftig sein, gegenüber 
dem Finanzministerium Geld für die 
Rechtspfleger zu fordern und dann 

auch zu erhalten, wenn doch alles so 
gut ist, wie die Ministerin es darstellte.

Barbara Zwinkau sprach in ihrem 
Grußwort ebenfalls an, dass es endlich 
Zeit wird, mehr Aufgaben vom Rich-
ter auf den Rechtspfleger zu übertra-
gen und im Gegenzug (beispielsweise 
in Kostensachen) auch mehr Aufgaben 
vom Rechtspfleger auf die Geschäfts-
stellen im mittleren Dienst. Die noch 
vorhandenen Öffnungsklauseln im 
Rechtspflegergesetz waren nicht als 
Dauer-, sondern als Übergangslösung 
geplant. Sie sorgen noch immer für 
einen Flickenteppich in Deutschland. 
Das Recht muss wieder bundeseinheit-
lich werden. Thüringen muss die Öff-
nungsklauseln vollständig nutzen und 
umsetzen. In anderen Ländern ist die 
Umsetzung erfolgt (beispielsweise in 
Rheinland-Pfalz). In den Bereichen, 
wo wir Aufgaben übernommen haben 
und die von uns ganzheitlich erledigt 
werden, zeigen sich regelmäßig positive 
Ergebnisse. Außerdem werden die Tä-
tigkeiten des Rechtspflegers durch die 
Aufgabenübertragung attraktiver für 
potentiellen Nachwuchs.

Erfreulich ist, dass die Pensenkom-
mission in Wiesbaden im März 2024 
erkannt hat, dass durch die Reform 
des Vormundschafts- und Betreuungs-
rechts ein Mehraufwand für Rich-
ter, Rechtspfleger und den mittleren 
Dienst entstanden ist und daher bereits 
vor der Neuerhebung 2027 im Betreu-
ungsrecht   angepasst werden müssen. 
Für den Rechtspflegerbereich heißt 
dies, das in Betreuungssachen der Per-
sonalbedarf um 15,7 % steigt. Es bleibt 
abzuwarten, ob aufgrund dieser Anpas-
sung tatsächlich eine Personalaufsto-
ckung in den Betreuungsabteilungen 
der einzelnen Gerichte erfolgt.

Der Präsident des ThOLG, Thomas 
Schneider, macht in seinem Grußwort 
später wenig Hoffnungen. Er warnt 
davor, sich zu sehr am Personalbedarfs-
berechnungssystem (kurz: PEBB§Y) 
festzuhalten. Meist führt dieses nur 
zu Verschiebungen an den Gerichten, 

Barbara Zwinkau sprach sich für Aufgaben- 
übertragungen aus. 

(c) BDR Thüringen
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mehr Personal gesteht uns das Finanz-
ministerium oft genug trotzdem nicht 
zu. Vor allem nach den oben bereits 
ausgeführten Äußerungen des Justiz-
ministeriums gegenüber der Presse 
sollte man nicht zu große Illusionen 
haben.

Neben den Herausforderungen in den 
rechtlichen Bereichen, ist die größ-
te zu stemmende Aufgabe aktuell die 
Einführung der E-Akte in allen Be-
reichen. Leider wurde dieses wichtige 
und wahrscheinlich größte Projekt seit 
Jahren viel zu lang verschlafen. Nun 
naht die gesetzliche Frist zur flächen-
deckenden Einführung am 01.01.2026 
mit immer schnelleren Schritten heran. 
Wir können die Versäumnisse der Ver-
gangenheit, in der die Ernsthaftigkeit 
der Aufgabe offenbar nicht rechtzeitig 
erkannt wurde, nicht mehr aufholen. 
Aber der Praxis muss zugehört werden, 
wenn es nicht läuft.  Auch um vorzeiti-
ge Abgänge in den Ruhestand zu ver-
meiden, müssen die Probleme recht-
zeitig abgestellt werden. Erschwerend 
kommt der Umzug des Thüringer Lan-
desrechenzentrums (TLRZ) hinzu, der 
im gleichen Zeitfenster ansteht wie die 
Einführung der E-Akte. Das bindet zu-
sätzlich Ressourcen, die an anderer Stel-
le fehlen und jetzt schon kaum reichen.

Die Einführung der E-Akte bringt aber 
auch Erfreuliches mit sich. Mobiles 
Arbeiten ist nun endlich auch in der 
Thüringer Justiz möglich, die Dienst-
vereinbarung hierzu ist abgeschlossen. 
Deren Möglichkeiten (bis zu 40  % 
des Arbeitskraftanteils pro Woche) 
werden jedoch häufig nicht ausge-
schöpft.  Es gibt Bedenkenträger, die 
den eigenen Beschäftigten nur deut-
lich eingeschränkt das mobile Arbeiten 
bewilligen. Beim Kampf um Arbeits-
kräfte und im Umgang mit unserem 
Bestandspersonal ist mobiles Arbeiten 
aber ein wichtiger Faktor, der noch 
unterschätzt wird. Schließlich kann sie 
dafür sorgen, dass der Krankenstand 
geringer wird und Beschäftigte, trotz 
familiärer Aufgaben wie Kinderbetreu-
ung und Pflege, mit mobiler Arbeit ihre 
Arbeitskraftanteile nicht absenken. 

Abschließend wandte sich Barbara 
Zwinkau mit einer wichtigen Forderung 
an die anwesenden Entscheidungsträ-

ger. Einige Länder denken inzwischen 
über die Einführung der Einheitslauf-
bahn für Rechtspfleger (ähnlich dem 
Richter) nach. Dahin muss die Reise 
auch in Thüringen gehen. Ziel unserer 
bundesweiten Verbandsarbeit bleibt 
ein neues Besoldungssystem, welches 
unserer besonderen Laufbahn und 
dem Rechtspflegeramt gerecht wird. 
Und das bedeutet, dass sich zeitnah et-
was am Eingangs- und Endamt ändern 
muss. Mit der A9 wird man dem Beruf 
und seiner Verantwortung seit langem 
nicht mehr gerecht. Baden-Württem-
berg hat es inzwischen vorgemacht und 
per Gesetz alle Laufbahnen angehoben.

Es folgte das Grußwort der Ministerin 
Frau Denstädt. Sie bedankte sich bei 
den anwesenden Rechtspfleger:innen 
für die geleistete Arbeit. Rechtspfleger 
sind das Aushängeschild der Justiz. Sie 
sind im Regelfall erste Ansprechpartner 
am Gericht, wichtige Entscheidungs-
träger und nur Recht und Gesetz un-
terworfen. 

Um die Tätigkeiten zu meistern, bedarf 
es einer guten Aus- und Fortbildung.  
Daher setzt sich das Ministerium 
für einen ausreichend großen Fort-
bildungsetat im Haushalt ein. Dies 
begrüßen wir als Verband ausdrück-
lich. Es darf nicht sein, dass im Aus- 
im Fortbildungsbereich gespart wird, 
wenn das Finanzministerium die be-
antragten Haushalte nicht genehmigt 
und Kürzungen verlangt. Schließlich 
ist Aus- und Fortbildung unsere Zu-
kunft beim lebenslangen Lernen. 

Außerdem wünschen wir uns mehr 
finanzielle Unterstützung bei vom Ver-
band organisierten Tagungen (auf Lan-
des- oder Bundesebene). Die jährliche 
Fachtagung in Bad Boll, welche vom 
BDR Bund organisiert wird, wurde 
in einigen Bundesländern im Landes-
Fortbildungsprogramm aufgenommen 
(z.B. Sachsen-Anhalt), in anderen Län-
dern (z.B. Hessen) werden die Kosten 
von bis zu 10 Teilnehmern durch das 
Ministerium bzw. OLG übernommen. 
Bei dieser Tagung geht es nicht um Ge-
werkschaftsarbeit, sondern vorrangig 
um die Fortentwicklung des Rechts-
pfleger-Rechts, unseres Berufsbildes 
und unsere täglichen Aufgaben in der 
Justiz.

Im Weiteren erläutert die Ministe-
rin, dass sie das von uns vorgebrachte 
Thema Roben für Rechtspfleger gern 
aufgegriffen hat. Die Ministerin hält 
den Einsatz für sinnvoll, da Rechts-
pfleger:innen auch Verhandlungen 
durchführen, z.B. im ZVG-Bereich. 
Aus ihrer Berufserfahrung als ehe-
malige Polizistin  weiß sie, dass eine 
Uniform sowohl das Selbstbewusst-
sein des Tragenden als auch das An-
sehen beim Bürger steigern kann. Je 
nach dem Ergebnis der aktuell in der 
Praxis laufende Umfrage hofft sie auf 
eine schnelle Umsetzung, sofern sich 
eine Mehrheit der Kolleg:innen hierfür  
ausspricht.

Die Fragen der Sicherheit berühren 
vermehrt die Arbeit der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften. Respekt ist ver-

Thüringens Justizministerin Doreen Denstädt würdigt Rechtspfleger als Aushängeschild der Justiz.

(c) BDR Thüringen



RPflBl 2024, Heft 3, Seite 72Aus den Landesverbänden

loren gegangen. Rechtsextreme und 
Reichsbürger treten unverhohlener auf 
und beeinflussen den Gerichtsablauf 
negativ. Daher kam es nun zur 2. Än-
derung der Verwaltungsvorschrift über 
den Rechtsschutz für Bedienstete des 
Freistaats Thüringen. Die Änderung 
besteht im Kern in einer Vereinfachung 
des Rechtsschutzverfahrens für Landes-
bedienstete in Fällen, bei denen es um 
so genannte Reichsbürger geht.

Im Anschluss übernahm der Präsident 
des Thüringer Oberlandesgerichts, 
Herr Thomas Schneider, das nächste 
Grußwort. Dieser ist seit ca. einem Jahr 
im Amt. Als erste Amtshandlung hat er 
die Gerichte besucht, um die Mitarbei-
ter und die Probleme bzw. Anliegen 
der einzelnen Gerichte kennenzulernen 
und sich ein Bild zu machen.

Bei den Themen Besoldung, Beförde-
rungen und Anhebung der Eingangs-
ämter steht Thüringen nicht gut da. 
Dies liegt viel zu oft an einer Verwei-
gerungshaltung des Finanz- und In-
nenministeriums. Viele Kolleg:innen 
vergleichen sich mit Studienfreunden, 
die in anderen Bundesländern arbeiten 

oder stellen bei Lehrgängen fest, dass es 
bei uns ziemlich lange dauert, bis es eine 
Stufe höher geht. Die bisherige Nicht-
ausschöpfung der Beförderungsmög-
lichkeiten in den höheren Besoldungs-
ämtern in der Thüringer Justiz demons-
trierte bisher mangelnde Wertschät-
zung, trotz Zusatzaufgaben, Mehrarbeit 
und ständigem Aufgabenzuwachs. Dies 
soll sich künftig ändern. Beförderungs-
stellen sollen, soweit rechtlich möglich, 
ausgeschöpft werden. 

Außerdem setzt sich das Oberlandes-
gericht für Stellenhebungen und Stel-
lenmehrungen sowie für hohe Beför-
derungszahlen ein. Die Anhebung des 
Eingangsamtes war beim Finanz- und 
Innenministerium bereits möglich, 
vielleicht gelingt uns dies bald auch im 
Justizbereich. Das Justizministerium 
hat sich vor Kurzem zu diesem Thema 
mit einem Schreiben an das Finanzmi-
nisterium gewandt, es bleibt also span-
nend.

Die Gastgeberin des Austragungsortes 
des diesjährigen Rechtspflegertags, Frau 
Präsidentin des Bundesarbeitsgerichts, 
Inken Gallner, schätzt die Rechtspflege-

rin in ihrem Berufsalltag ebenfalls sehr. 
Denn auch beim Bundesarbeitsgericht 
spielt der Rechtspfleger eine Rolle. Ih-
rer Meinung nach sollten Rechtspfle-
ger:innen aber auch auf Bundesebene 
ausgebildet werden, da die Bundesge-
richte ebenfalls einen Bedarf an Rechts-
pflegern haben und durch eine eigene 
Ausbildung den Ländern nicht das Per-
sonal wegnehmen würden.

Vor ein paar Jahren hat das Bundes-
arbeitsgericht mit der Aufarbeitung der 
NS-Vergangenheit begonnen. Dies be-
trifft sowohl die Biografien der früheren 
Richter:innen und Verwaltungsleiter als 
auch die Einflussnahme der NS-Ideolo-
gie in ihrer späteren Berufsausübung. 
Ziel ist es, Ende 2025, bzw. spätestens 
2026 eine Monografie vorzustellen 
und ein Symposium durchzuführen, in 
dem die Ergebnisse der Studie bekannt  
gegeben werden.

Die Präsidentin thematisiert die starke 
Spaltung der Gesellschaft. Es steht die 
Frage im Raum, ob die liberale Demo-
kratie in Gefahr ist. Die friedlichen Pro-
teste seit dem Öffentlichwerden der Cor-
rectiv-Recherche machen Hoffnung. 
Trotzdem sollte man bei den diesjähri-
gen Landtagswahlen die eigene Stimme 
nutzen und wählen gehen. Die Prä-
sidentin weist zudem daraufhin, dass 
im Mai 2024 das Bundesarbeitsgericht 
70 Jahre besteht. Dieses Ereignis wird 
im Rahmen des 11. Europarechtlichen 
Symposiums am 6. und 7. Juni 2024 
gefeiert.

Der Vorsitzende der Bundesleitung des 
BDR, Mario Blödtner, konnte beim 
diesjährigen Rechtspflegertag leider 
nicht persönlich dabei sein. Trotz-
dem hat er ein digitales Grußwort in 
Form einer Videobotschaft übersandt. 
Darin griff unter anderem das derzeit 
viel besprochene Thema Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz auf. So stehe 
der öffentliche Dienst vor gewaltigen 
Herausforderungen. Digitalisierung 
und die Nutzung künstlicher Intel-
ligenz sind die derzeit fast alleinigen 
Lösungsansätze. Die Menschen sind 
beim Thema künstlicher Intelligenz 
zwiegespalten. Die einen freuen sich 
über den wissenschaftlichen und tech-
nischen Fortschritt und über die sich 
neu ergebenden Möglichkeiten. Vie-

Inken Gallner, Präsidentin des Bundesarbeitsgericht, wünscht sich Rechtspflegerausbildung auf Bundesebene. 

(c) BDR Thüringen
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le andere haben aber auch Angst vor 
einer von Maschinen regierten Welt 
mit absoluter Kontrolle über das täg-
liche Leben. Einige fühlen sich schon 
heute durch die vorhandene Technik 
zu stark beeinträchtigt und überwacht. 
Die Technik mit all ihren Möglich-
keiten sollte stattdessen ein sympathi-
scher Helfer und Freund sein, mehr 
aber auch nicht. Denn eines ist ganz 
klar, am Ende kann und darf nur ein 
Mensch stehen, der die gerichtlichen  
Entscheidungen trifft.

Abschließend gab Maria-A. Jäckel, Ge-
schäftsstelle des tbb, ein Update zur 
Umsetzung des Urteils zur Besoldung 
des Bundesarbeitsgerichts von 2020. 
Das Grundproblem, welches sich aus 
der Entscheidung ergibt, ist, dass bei 
der Besoldung das Abstandsgebot zum 
Bürgergeld und die Wertigkeit der be-
amtenrechtlichen Berufe gewahrt sein 
muss. Nach dem Urteil hat sich der tbb 
sofort an die Landesregierung gewandt. 

In Thüringen kam es dann nach einem 
Jahr zum bundesweit ersten Gesetzes-
entwurf. Geschaffen wurde das „Golde-
nes Beamtenkind“, da es hauptsächlich 
eine Anpassung beim Familienzuschlag 
gab. 2023 folgte dann noch einmal eine 
3,25-prozentige Besoldungsanpassung 
aufgrund der hohen Inflation. Der tbb 
führt aktuell fünf Musterklagen in ver-
schiedenen Besoldungsgruppen. Der-
zeit wird noch an den Klagebegründun-
gen gearbeitet, weiter ist der Stand der 
Klagen noch nicht.

Nach den interessanten Grußworten 
wurden den Teilnehmern exklusive 
Vorteile der Mitgliedschaft im BDR 
vorgestellt. Referent war Henry Thier-
bach, Vorsorgespezialist zum dbb vor-
sorgewerk für Thüringen und Vertriebs-
partner für Swiss Life Select.

Nach der Mittagspause folgte für die 
Zuhörer ein kurzweiliger und sehr un-
terhaltsamer Vortrag zum Thema: „Die 

Generation Z – Generationenkon-
flikt?“ Gegenstand waren Betrachtun-
gen aus unterschiedlicher Perspektive 
sowie der Umgang mit den Herausfor-
derungen im beruflichen und privaten 
Alltag. Referentin war Prof. Dr. Antje-
Britta Mörstedt von PFH Private Hoch-
schule Göttingen. 

Für die letzten verbliebenen Teilneh-
menden fand noch eine Führung 
durch das Gebäude des Bundes-
arbeitsgerichts statt. Hier erfuhren sie 
spannende Fakten zum Gebäude an 
sich, aber auch Neues und Interessantes 
zum Arbeitsalltag der Kolleg:innen im 
Bundesdienst.

Abschließend gebührt unser Dank 
den anwesenden Mitgliedern des BDR 
Thüringen für ihre Teilnahme am 
Rechtspflegertag.

Marie-Luise Voigt und Barbara 
Zwinkau, BDR Thüringen 

Vierzehn Rechtspflegerkollegin-
nen und -kollegen aus Branden-
burg unternahmen eine Studienrei-
se nach Österreich. 

Auf dem Programm standen Präsenta-
tionen des österreichischen Grundbu-
ches, des Firmenbuches und der neuen 
Rechtspfleger-Ausbildung in Schwe-
chat. Die Gastgeber ermöglichten auch 
einen Besuch des historischen Justiz-
palastes in Wien. EUR-Präsident Wal-
ter Szöky durfte den deutschen Kolle-
ginnen und Kollegen darüber hinaus 
die Europäische Union der Rechts-
pfleger (EUR) sowie die europäischen 
Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten 
von EJTN, ERA und EIPA vorstellen. 

Die Reise brachte viele neue Erkennt-
nisse über Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede und war für alle eine Berei-
cherung.

Walter Szöky
Präsident der EUR

BDR Brandenburg

Studienreise nach Österreich

(c) EUR
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Eine Premiere: In diesem Jahr 
wollte der Hamburger Landesver-
band des BDR etwas Neues probie-
ren: Anstelle der seit vielen Jahren 
bewährten „Rechtspflegerseminare“, 
die als Vortragsangebot im Hansea-
tischen Oberlandesgericht stattfan-
den, sollten nun an einem Arbeits-
tag, für den es Sonderurlaub geben 
konnte, Fachseminare, Arbeitsgrup-
pen, Diskussionsforen mit rechts-
pflegerischen und anderen Themen, 
ein kollegialer Austausch und für die 
Mitglieder eine ordentliche Mitglie-
derversammlung angeboten werden.

Hierzu wurde eine Einladung ver-
schickt, und ca. 45 Anmeldungen aus 
Hamburg und auch anderen Bundes-
ländern deuteten auf ein erfreulich 
reges Interesse an dieser neuen Idee  
hin.

In den Seminar-Räumen des Ziviljus-
tizgebäudes am Sievekingplatz, die der 
BDR an diesem Tag nutzen konnte, 
wurden die Tagungsgäste am Morgen 
durch unseren Vorsitzenden Sören 
Sauer begrüßt. Auch der Präsident des 
Amtsgerichts Hamburg, Herr Dr. Gui-
do Christensen, war erschienen, hieß 
seine Gäste als Hausherr ausdrücklich 
willkommen und zeigte Freude über 
die geplante Fachtagung und Interesse 
an den gewählten Themen der Vorträ-
ge und Workshops.

Frau Marina Tcharnetsky vom ARIC 
e.V. vermittelte mit ihrer beeindru-
ckenden Präsentation viele neue und 
überraschende Erkenntnisse zum The-
ma Künstliche Intelligenz (KI). Was 
bedeutet KI überhaupt, wie ist sie in 
der bisherigen bekannten digitalen 
Welt einzuordnen, wo nützt sie, spe-

ziell in der Gerichtsbarkeit, aber auch: 
Wo ist noch Entwicklungspotential, 
wo lauern Gefahren? 

Mit Dr. Torsten Schwan wurde ein 
überaus versierter Kenner der Be-
soldungsthematik und ihrer ver-
fassungsrechtlichen Bewertung ge-
wonnen. Er konnte in seinem Vor-
trag die Historie der manchmal recht 
komplizierten Besoldungsberechnung 
für Beamte darlegen und die aktuel-
le Rechtsprechungsentwicklung ver-
ständlich machen. Am Ende lief die 
Argumentation darauf hinaus: Eigent-
lich müssten die Gehälter alle angeho-
ben werden! Die Zuhörer waren beein-
druckt. 

Nach einer ausgiebigen Stärkung in 
der Mittagspause ging es gleich in die 
Arbeitsgruppen: „Besoldung und Sta-
tus“, „Nachwuchsgewinnung“, „Um-
gang mit Mehrbelastung“, „eRV & 
Digitalisierung“ waren die Themen. 
Die Arbeitsgruppen wurden fachlich 
betreut durch Florian Strunk, Dr. Tors-
ten Schwan sowie durch die Kollegen 
des Teams für Beratung und Gesund-
heit. Man durfte sich entscheiden, 
konnte dann aber in der Schlussrun-
de bei den Zusammenfassungen aller 
Workshops insgesamt fast alle Punkte 
dieser interessanten Bereiche erfassen, 
die uns in unserer beruflichen Tätig-
keit als Rechtspfleger betreffen.

Es deutete sich schon in diesem letz-
ten Austausch bei Kaffee und Kuchen 
an, dass der Fachtag, der viele Bereiche 
rund um unser aller Tätigkeitsfeld ab-
decken sollte, eine gute Ergänzung 
unserer BDR-Verbandstätigkeit dar-
stellen wird. 

Der Hamburger Landesverband freut 
sich über ein Feedback der teilneh-
menden Kollegen, über vielleicht neue 
Anregungen und eine interessierte 
Teilnahme beim nächsten Hanseati-
schen Rechtspflegertag.

Kirsten Alander, BDR Hamburg

BDR Hamburg

Erster Hanseatischer Rechtspflegertag 
am 30. Mai 2024

Impressionen vom Ersten Hanseatischen Rechtspflegertag. 

(c) BDR Hamburg

(c) BDR Hamburg
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Wirkungsvolle Kommunikation 
in der Rechtspfl ege

Ort: Evangelische Akademie Bad Boll
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¢£m�¤gnx�fghg��¥gf¦hy�£nng��£¢�
§�nm£̈w©©mwqs�uw�qgyhwqmz

�:�c��[��XW]X̂ X̂[XW���̂�VZ[]̂U[̂�WZ�V����
	w©©g��¤g£¢�
¢¢x¤£©£g�gh�gh¤s�uw�qgyhwqmz
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Veranstaltungsort: 
Evangelische Tagungsstätte Bad Boll
Akademieweg 11
73087 Bad Boll
Telefon: 07164 79-100

Kontakt:
Wolfgang Mayer-Ernst
Studienleiter
Politik und Recht 

Tagungsorganisation:
Olga Klich 
Telefon: 07164 79-229
olga.klich@ev-akademie-boll.de

Mittwoch, 20. November 2024

„75 Jahre Grundgesetz
Wo steht der Rechtspfleger?“

„Neues und Aktuelles aus der  
Entwicklung des internationalen 
Rechtsverkehrs“
Dr. Christian Strasser

Donnerstag, 21. November 2024

„Erkennen von psychischen Erkrankungen“

„Kommunikation mit Menschen mit  
besonderen Bedürfnissen im Justizalltag“

Gesundheit, was kann ich und 
was muss mein Arbeitgeber tun?“ 

AK 3: „Strafvollstreckung – 
Sanktionenrecht, Cannabisgesetz“ 
Moderation/Begleitung: Astrid Münning          

AK 4: „Ist die Gestaltung der praktischen 
Ausbildung noch zeitgemäß?“ 
Moderation: Florian Weiss

Freitag, 22. November 2024

Berichte aus den Arbeitskreisen

„Religionsverfassungsrecht“ 

„Ein vergessener Löschungsanspruch 
– Fallen beim Immobilienerwerb“

„Auswirkungen des Generations- 
wechsels in der öffentlichen 
Verwaltung“

Arbeitskreise

AK 1: „KI – der gesetzliche. 
Algorithmus (Art. 101 GG)“ 
Moderation Britta Stankewitz
Sachverst. Begleitung: Florian Strunk

AK 2: „Gesund und fit im Beruf –  
psychische und körperliche 
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Online, 18. März 2024: EUR-Arbeitsgruppe Künstliche Intelligenz

EUROPÄISCHE UNION DER RECHTSPFLEGER:INNEN 
UNION EUROPÉENNE DES GREFFIERS
EUROPEAN UNION OF RECHTSPFLEGER

Straßburg, 21.–22. März 2024: CEPEJ Arbeitsgruppe Qualität 

Anwendungsbereiche ab, wie z. B. die 
Suche nach Dokumenten, die automa-
tisierte Online-Streitbeilegung, die Vor-
hersage von Streitergebnissen, die Ent-
scheidungsunterstützung und Entschei-
dungsfindung, die Anonymisierung, die 
elektronische Einreichung, die Sortie-
rung – Zuweisung und Automatisierung 
von Arbeit, die Verarbeitung natürlicher 
Sprache, den Informationsdienst/Help-
desk. Die Arbeitsgruppe empfahl, an 
mehreren Prioritäten zu arbeiten, dar-
unter ein spanisches Projekt zu einer KI 
für Spracherkennung (speech to text) und 
ein französisches Projekt zur Anonymi-
sierung von Entscheidungen. 

Die EUR wies darauf hin, dass der Be-
reich der Entscheidungsunterstützung 

(c) E.U.R.

Die Arbeitsgruppe „Qualität“ der 
CEPEJ (Europäische Kommission 
für die Wirksamkeit der Justiz) hielt 
vom 21.3.2024 bis 22. März 2024 
eine Sitzung in Straßburg ab. Die 
Europäische Union der Rechtspfle-
ger (EUR) war bei dieser Konferenz 
durch den EUR-Ehrenpräsidenten 
Jean-Jacques Kuster vertreten. 

Zunächst wählte die Gruppe den Vor-
sitzenden der Arbeitsgruppe für eine 
weitere Amtszeit von zwei Jahren. João 
Arsenio de Oliveira wurde wiederge-
wählt, um die im Mandat vorgesehe-
nen Arbeiten der Gruppe zu leiten. 

Weiter wurden bei dem Treffen die fol-
genden Punkte behandelt: 

1) Konzeptpapier zur Umsetzung 
einer Pilotphase des Instruments zur 
Bewertung von Systemen künstlicher 
Intelligenz (KI) im Justizsektor

Diese von einem Begleitausschuss der 
CEPEJ geleitete Phase hätte die Auf-
gabe, die zu bewertenden KI-Systeme 
zu identifizieren und auszuwählen, die 
Vorberichte der KI-Systeme zu prüfen 
und zu validieren, Verbesserungen des 
Bewertungsinstruments vorzuschlagen 
und eine Stellungnahme dazu abzu-
geben, ob eine breitere Einführung des 
Bewertungsinstruments sinnvoll ist. 92 
KI-Systeme im Justizbereich wurden 
vom CEPEJ-Ressourcenzentrum für 
E-Justiz und KI unter den Mitglieds-
staaten aufgelistet. Sie decken zahlreiche 

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe (Vorsitzender EUR-Ehrenpräsident Wolfgang Lämmer, EUR-Ehrenmitglieder Heidi Hell und Manila Harder, 
 EUR-Administrator Stefan Damböck sowie Antonio Albuquerque sowie Björn Benkhoff) hielten per Videkonferenz am 18. März 2024 eine Sitzung ab.  

Die EUR arbeitet daran, zu diesem äußerst wichtigen Thema ein Statement zu verabschieden.
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Straßburg, 8.–10. April 2024: Generalversammlung der Konferenz der INGOs

und Entscheidungsfindung für Richter 
und Staatsanwälte und die in der EUR 
zusammengeschlossenen Berufsgrup-
pen angesichts der Herausforderungen 
besonders wichtig sei und daher als 
Priorität aufgenommen werden sollte. 

Die EUR wurde beauftragt zu erkun-
den, wo ein solches KI-System bereits 
eingesetzt wird und welcher der Gegen-
stand der Evaluierung sein könnte. Der 
Begleitausschuss wird seine Arbeit auf-
nehmen, um die Auswahl der Projekte 
und deren Bewertung vorzunehmen. 

2) Entwicklung eines Instruments, 
wie die Qualität der Arbeit von Rich-
tern bewertet werden kann 

Den Teilnehmern wurde ein erstes 
Dokument vorgelegt, das zahlreiche 
Kommentare hervorrief. Das neu for-
mulierte Dokument wird der Arbeits-
gruppe bei einem der nächsten Treffen 
vorgelegt. 

3) Entwicklung eines Instruments 
zur Frage, wie die Qualität der rich-
terlichen Debatte in jeder Phase des 
Verfahrens sichergestellt werden 
kann

Ein einleitendes Memorandum von 
Herrn David Wim, Mitglied der Ar-
beitsgruppe, stellte die Grundzüge 
der durchzuführenden Arbeiten vor. 
Dieses umfangreiche Thema löste eine 
ausführliche Debatte aus und betrifft 
alle am Gerichtsverfahren beteiligten 
Berufsgruppen (Umfang und Struktur 
der Verfahrensschriften, Klarheit der 
Entscheidungen). 

Die Arbeitsgruppe hörte Herrn André 
Potocki, ehemaliger Vizepräsident der 
CEPEJ, ehemaliger Richter am Euro-
päischen Gerichtshof für Menschen-
rechte und Richter am französischen 
Kassationsgericht, der seine Ideen und 
Erfahrungen teilte, die er insbeson-
dere bei seinen Überlegungen zum 

Kassationsgericht der Zukunft 2020-
2030 gesammelt hatte. Er stellte die 
Gegenstände und Funktionen der ge-
richtlichen Debatte vor, wie er sie sah.  
Die Überlegungen der Arbeitsgruppe 
werden fortgesetzt. 

4) Der Zugang zur Justiz für schutz-
bedürftige Personen und insbeson-
dere für Kinder, die mit Gerichts-
verfahren konfrontiert sind, der alle 
Akteure in den Gerichten betrifft.  

Die Arbeit an diesem Thema wird in 
Zusammenarbeit mit dem Experten-
ausschuss für die Rechte und Interessen 
von Kindern des Europarats erfolgen. 

Ein weiteres Thema war die Förderung 
der Mediation innerhalb der Mitglied-
staaten und Harmonisierung der Sta-
tistiken in diesem Bereich. 

Jean-Jacques Kuster,
Ehrenpräsident der EUR

Vom 8. April 2024 bis 10. April 2024 
fand im Europarat in Straßburg die 
Generalversammlung der Konferenz 
der INGOs statt. Die Europäische 
Union der Rechtspfleger (EUR) war 
durch EUR-Ehrenpräsident Jean-
Jacques Kuster vertreten.

Die Frühjahrstagung der Konferenz der 
INGOs fand am 8., 9. und 10. April 
2024 im Europarat in Straßburg für 
ihre Generalversammlung statt. Die 
Amtszeit der Mitglieder des Ständigen 
Ausschusses, der die Arbeit der Konfe-
renz koordiniert, lief ab und ein neuer 
Ausschuss wurde gewählt. Gerhard Er-
mischer wurde als Vorsitzender wieder-
gewählt. Die Konferenz verabschiedete 
eine neue Strategie für die nächsten 
drei Jahre und erneuerte das Mandat 
der Ausschüsse, die sich mit den Fra-
gen und Arbeiten befassen, die von den 
Organen des Europarats behandelt wer-
den. Unter diesen Ausschüssen ist der 
Ausschuss zum Thema „Menschenrech-
te, Demokratie und künstliche Intelli-
genz: Die Zivilgesellschaft in Aktion“ 
zu erwähnen, in dem die Stellung der 
Zivilgesellschaft in den Entwicklungs-

prozessen der KI gestärkt werden muss, 
ein Thema, das mit der Arbeit unserer 
Union zur KI in Verbindung steht. Die 
Konferenz hatte die Möglichkeit, mit 
Michael O‘Flaherty, Menschenrechts-
kommissar des Europarates, und Mat-
jaz Grunden, Direktor für Demokratie 
des Europarates, zu diskutieren, die ihre 
Sorge um den Dialog mit Vertretern 
der Zivilgesellschaft betonten. 

In diesem Jahr, in dem der Europa-
rat sein 75-jähriges Bestehen feiert, 
unter dem Motto „Vereint um unsere 
Werte“, ist es angebracht, wie es die 
Staatsoberhäupter auf dem Gipfel-
treffen des Europarates im Jahr 2023 
getan haben, und angesichts des Krie-
ges vor den Toren der EU, darauf 
hinzuweisen, dass wir eine gemeinsa-
me Verantwortung haben, autokrati-
sche Tendenzen und die wachsende 
Bedrohung von Menschenrechten,  
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu 
bekämpfen. Diese Grundwerte bilden 
die Grundlage für Freiheit, Frieden, 
Wohlstand und Sicherheit in Europa. 

Jean-Jacques Kuster

INGO Konferenz

Die INGO Konferenz ist ein beratendes Or-
gan des Europarats, das über 400 Organisa-
tionen aus allen Bereichen der Zivilgesell-
schaft vereinigt. 

Diese Organisationen genießen am Euro-
parat partizipativen Status, was bedeutet, 
dass sie für ihren jeweiligen Arbeitsbereich 
besonders repräsentativ sein, die Grund-
werte des Europarats teilen und zu seiner 
Arbeit beitragen müssen, indem sie ihm mit 
ihren Fachkenntnissen als Berater zur Ver-
fügung stehen. 

Die INGO-Konferenz trifft sich zweimal 
pro Jahr in Straßburg zu einer Plenarsitzung 
und steht während der übrigen Zeit mittels 
eines Verbindungsausschusses in ständi-
gem Kontakt mit den politischen Organen 
des Europarats und seinem Sekretariat.



Sofia, 12. April 2024: Meeting der EUR-Vizepräsidenten und des EUR-Vorstands

Am 12. April 2024 fand in der 
bulgarischen Hauptstadt Sofia das 
jährliche Treffen der EUR-Vizeprä-
sidenten und -präsidentinnen mit 
dem EUR-Vorstand statt.

Bestens organisiert durch den EUR-
Vizepräsidenten des bulgarischen 
Verbandes, Hristo Mitkov, verlief das 
erste Meeting dieses Jahres ebenso an-
genehm wie ergebnisreich. 20 Kolle-
ginnen und Kollegen nahmen teil. 

Auf der Tagesordnung standen Berich-
te, Ankündigungen zur Generalver-
sammlung in Tallinn und Beschluss-
fassungen über den Jahresabschluss 
2023 sowie den EUR-Mitgliedsbeitrag 
für 2024. 

Beschlossen wurde auch die Aufnah-
me eines weiteren Berufsverbandes aus 
Rumänien als ordentliches Mitglied: 
Asociația Grefierilor din România. 
Wir heißen diesen Verband (EUR- 
Vizepräsident Cătălin Trăistaru) herz-
lich willkommen. 

Den Abschluss bildete die Vorstellung 
der International Union of Judicial 
Officers – UIHJ – durch den Präsi-
denten Marc Schmitz und Generalse-
kretär Patrick Gielen. 

Walter Szöky
Präsident der EUR
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European Cyberjustice Network (ECN): Generative künstliche Intelligenz in der Justiz 

Es fand am 11. April 2024 wieder 
eine Videokonferenz der CEPEJ be-
züglich der Verwendung von Video-
konferenzen bzw. Einvernahmen der 
Parteien per Video in Europäischen 
Gerichten statt. 

Nach den Willkommensworten des 
Sekretärs der CEPEJ-GT-Cyberjust 
Daniel Schmidt klärte Herr Marek 
Swieczynski (Professor der Rechtswis-
senschaften, Mitglied des CEPEJ-Bei-
rats für künstliche Intelligenz) über den 
aktuellen Stand der Verwendung von 
Videokonferenzen bei Einvernahmen 
von Parteien in Europa auf. Das Ziel sei 

es, die Richtlinien der CEPEJ hinsicht-
lich der Verwendung von Videokonfe-
renzen und -verhandlungen zu verbes-
sern. Frau Claire Jukes (Senior Service 
Manager und stellvertretende Entwick-
lungsdirektorin HMCTS England und 
Wales, ECN-Mitglied) berichtete so-
dann über die Anwendung der Video-
einvernahmen und Verwendung von 
Videokonferenzen bei Verhandlungen 
in England und Wales. Dabei wies sie 
auf die höhere Effizienz und Flexibili-
tät der Gerichte hin, speziell bei der 
Einvernahme und Verhandlung über 
inhaftierte Parteien. Im Anschluss re-
ferierte Herr Jan Spönle (Richter am 

Oberlandesgericht Stuttgart) über die 
technischen und verfahrenstechnischen 
Entwicklungen in Deutschland. Zu-
letzt gab es eine Diskussion über häu-
fig auftretende Fragen und eine Zu-
sammenfassung durch Daniel Schmidt. 
Insgesamt waren  83 Personen aus ver-
schiedenen Ländern Europas zusam-
mengekommen. 

Für die EUR nahm EUR-Vizepräsi-
dentin und EUR-Administratorin Ute 
Holzer-Stern per Videokonferenz teil.

Ute Holzer-Stern, 
Vizepräsidentin der EUR

(c) EUR
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Die Mitglieder des Europäischen Fo-
rums für Rechtsberufe (www.euflp.eu)  
trafen sich am 22. April 2024 in Brüs-
sel, um einerseits die Lehren aus dem 
letzten Forum zu ziehen und ande-
rerseits das nächste Forum vorzube-
reiten. Das nächste Forum soll am  
8. November 2024 stattfinden.

EUR-Administrator Raphael Finster, 
MA, nahm als Vertreter der Europäi-
schen Union der Rechtspfleger (EUR) 
an dieser Veranstaltung teil.

Raphael Finster,
Administrator der EUR

Der Kongress der EUR-Mitglieds-
organisation aus Portugal, Nacional 
do Sindicato dos Funcionários Judi-
ciais, fand vom 10.–12. Mai 2024 
in der portugiesischen Stadt Anadia  
statt.

Der Titel der Veranstaltung laute-
te: „Die Wiedergeburt eines un-
verzichtbaren Berufs in der Justiz“.  
EUR-Präsident Walter Szöky richtete 
Grußworte an den Präsidenten der 
Vereinigung, António Marçal, und 

an die Teilnehmer des Kongresses, 
die per Video übertragen wurden. 
Die EUR wünscht dem portugiesi-
schen EUR-Mitgliedsverband und 
damit allen Kolleginnen und Kolle-
gen, dass der Beruf der „Funcionári-
os Judiciais“ – vielleicht auch durch 
diesen Kongress – eine erfolgreiche 
Wiedergeburt erlebt und von der 
Politik stets gebührend wertgeschätzt  
wird.

Walter Szöky
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Brüssel, 22. April 2024: Europäisches Forum für Rechtsberufe

Anadia, 10.–12. Mai 2024: Sindicato dos Funcioná-
rios Judiciais – Nationaler Kongress in Anadia

Beim Europäischen Forum für Rechtsberufe in Brüssel. 

António Marçal, Präsident des   
Sindicato dos Funcionários Judiciais.

(c) EUR

(c) EUR
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Am 15. März 2024 fand der 17. 
Deutsche Nachlasspflegschaftstag, 
wie immer ausgerichtet von der 
Hoerner Bank AG, in Leipzig statt. 
Ein klarer Heimvorteil, zumal uns 
der Rechtspflegerverband mit Frei-
karten beglückte, welche sogar die 
Abendveranstaltung im Gondwana-
land des Leipziger Zoos umfassten.

So konnten sieben Rechtspflegerinnen 
und ein Rechtspfleger aus Sachsen an 
dieser informativen Fortbildungsver-
anstaltung teilnehmen. 

Die Veranstaltung begann 9:00 Uhr 
im Hyperion-Hotel am Hauptbahn-
hof Leipzig mit einer Vielzahl kur-
zer Eröffnungsreden – vom Direktor 
der Hoerner Bank Herrn Hirschfeld, 
Elke Strauß für den Bund Deutscher 
Rechtspfleger, Thomas Lauk für den 
Bund Deutscher Nachlasspfleger 
und einer Referentin des Sächsischen 
Staatsministeriums der Justiz und 
für Demokratie, Europa und Gleich-
stellung. Es folgten Vorträge zu Im-
mobilienbewertung und Verkehrs-
wertgutachten, Nachlasspflegschaft 

vs. Nachlassinsolvenz, zur Erbschaft-
steuererklärung als Aufgabe des Nach-
lasspflegers, zu Regressansprüchen in 
Sozialleistungs- und Betreuungsver-
fahren sowie zur aktuellen Rechtspre-
chung im Erb- und Nachlassrecht.

Zwischen den Vorträgen gab es aus-
reichend Zeit zum Erfahrungsaus-
tausch – unter Rechtspflegerkollegen 
und auch mit den Nachlasspflegern, 
welche aus dem gesamten Bundes-
gebiet angereist waren. Schade, dass 
wir Sachsen unseren Heimvorteil 
nicht noch mehr genutzt haben, gibt 
doch diese Veranstaltung immer wie-
der neue Erkenntnisse und die kost-
bare Möglichkeit, neue Kontakte zu  
knüpfen.

Der lange Tag endete mit einem an-
regenden Abend im Leipziger Zoo. 
Dem Bedürfnis nach Gespräch und 
Austausch wurde auch dort ausgiebig 
gefolgt.

Herr Kemter, ein ehemaliger Absol-
vent der Fachhochschule für Rechts-
pflege in Meißen und derzeit General-
bevollmächtigter der Hoerner Bank, 
lobte im Gespräch mit uns Rechts-
pflegern die Vielseitigkeit und Tief-
gründigkeit unserer Ausbildung und 
hob die Chancen der Rechtspfleger 
auch auf dem freien Markt hervor. 
Wir sind ziemlich stolz, dass „einer 
von uns“ es „so weit“ (bis nach Heil-
bronn) gebracht hat.
 

Antje Freudenthal,
Verband Sächsischer Rechtspfleger

17. Deutscher Nachlasspflegschaftstag

Der spanische EUR-Mitgliedsver-
band Colegio Nacional de Letrados de 
la Administración de la Justicia veran-
staltete vom 5. bis 7. Juni 2024 in der 
Stadt Almeria einen Kongress.

EUR-Präsident Walter Szöky hielt auf-
grund der Einladung des Präsidenten 

Almeria, 5.–7. Juni 2024:  Kongress des Colegio Nacional de Letrados de la 
Administración de la Justicia 

Ernesto Casado Rodríguez und der 
EUR-Vizepräsidentin Maria Jose Ca-
ñizares Castellanos bei der Abschluss-
veranstaltung am 7. Juni 2024 eine 
Grußansprache. Hierbei überbrachte 
er die Grüße des EUR-Vorstandes, der 
Administratoren sowie der EUR-Mit-
gliedsverbände. 

Sodann nutzte er die Gelegenheit, den 
Kongressdelegierten die Europäische 
Union der Rechtspfleger (EUR) mit 
ihren Projekten und Aufgaben detail-
liert vorzustellen. 

Walter Szöky

Horste Bestelmeyer (links) referierte pointiert und meinungsstark zu aktuellen Ent-
wicklungen im Erb- und Nachlassverfahrensrecht. Manuel Hellstern (rechts) von der 

Hoerner Bank  führte  als Tagungsleiter durch das Programm 

(c) BDR
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17. Deutscher Nachlasspflegschaftstag
nochmals am 8. November 2024 in Ingolstadt

PROGRAMMABLAUF 
9:00 Begrüßungskaffee im Foyer 

9:15 Eröffnung der Veranstaltung /  
Grußworte 

•	 Ralf Hirschfeld, Vorstandsvorsitzender der 
Hoerner Bank AG 

•	 Grußwort des Justizministeriums 

•	 Grußwort des Bunds Deutscher Rechts-
pfleger (BDR) 

•	 Grußwort des Bunds Deutscher Nach-
lasspfleger (BDN)

9:45 „Immobilienbewertungen und 
Verkehrswertgutachten – Was der 
Nachlasspfleger beachten muss“ 
Dipl.-Bankbetriebswirt Danny Christian 
Lazarovicz, Immobiliensachverständiger, 
Heilbronn

10:30 Kaffeepause

11:00 „Nachlasspflegschaft vs. Nach-
lassinsolvenz“ Rechtsanwalt Jan Do-
rell, Fachanwalt für Erb- und Insolvenz-
recht, Stockach / Bodensee

12:00 Mittagspause

13:00 „Die Abgabe der Erbschaftsteuer- 
erklärung als Aufgabe des 
Nachlasspflegers“ Rechtsanwalt 
Holger Siebert, Fachanwalt für Erbrecht 
und Steuerrecht, Berlin

14:30 Kaffeepause

15:00 „Regress in Sozialleistungs- und 
Betreuungsverfahren“ Dipl.-Sozial-
arbeiter und -Sozialpädagoge Christian 
Möller LL.M, Witzenhausen 

15:45 Kaffeepause

16:15 „Aktuelle Entwicklungen im Erb- 
und Nachlassverfahrensrecht – Ein 
Überblick über die Rechtspre-
chung der letzten Monate“ Dipl.-
Rpfl. (FH) Horst Bestelmeyer; Gauting

17:15 Schlussworte / Verabschiedung /  
Informationen zur Abendveranstaltung

18:15 Abendveranstaltung / Diskussionsforum

8. November 2024 in Ingolstadt 

Anmeldeschluss 11. Oktober 2024

Tagungsort: Maritim Hotel Ingolstadt 

Reservierungsstichwort: 
Nachlasspflegschaftstag

Abendveranstaltung: Einblicke in die  
„Marke mit den vier Ringen“ –  
Museumsführung und Werkpräsentation

Als eines der ältesten und größten weltweit tätigen Erbenermittlungsunternehmen ar-
beitet die Hoerner Bank AG seit Jahrzehnten mit Nachlassgerichten und Nach-
lasspfleger / innen zusammen. Die dort geborene Idee, mit einem Nachlasspfleg-
schaftstag zu einem nationalen Forum einzuladen, bei dem Nachlasspfleger / innen 
und Mitarbeiter / innen der Nachlassgerichte eine Plattform zum Erfahrungsaustausch 
und zur gezielten Fortbildung erhalten, hat sich inzwischen zu einer festen Institution im 
Nachlassbereich entwickelt. Der Gedanke, bei diesem Treffen einen über die Amts- 
und Landgerichtsgrenzen hinausgehenden fachlichen Dialog mit Kolleg / innen zu för-
dern und die Möglichkeit zu geben, rechtliche Probleme einmal aus einem anderen 
Blickwinkel zu betrachten, ist von den angesprochenen Stellen mit großem Interesse 
aufgenommen worden. Die speziell auf den Nachlasspflegschaftsbereich zugeschnit-
tene Fortbildung einerseits und die sich unter den Tagungsteilnehmenden ergebenden 
Gespräche andererseits sind die besonderen Punkte, die den Nachlasspflegschaftstag 
in seiner Art einmalig machen und auszeichnen. 

Die allgemeine Gebühr beträgt 249,- €, für Mitglieder des BDR bzw. des VdR gilt eine 
stark ermäßigte Tagungspauschale in Höhe von 119,- € (jeweils zzgl. Mehrwertsteuer), 
die auch die Tagesverpflegung etc. umfasst. Für das Diskussionsforum am Abend bitten 
wir um eine gesonderte Anmeldung. Die Kosten hierfür belaufen sich je teilnehmender 
Person auf jeweils 59,- € zzgl. MWSt. 

Bitte melden Sie sich online an:

www.hoernerbank.de/ 
nachlasspflegschaftstag

Die Anzahl der Teilnehmenden ist begrenzt. 
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Berlin, 7. Mai 2024
Kristina Fuhs liebt vor allem ihre Un-
abhängigkeit als Rechtspflegerin. „Kein 
Vorgesetzter redet mir in die Sachent-
scheidungen“, erzählt sie in der Mai-Aus-
gabe von DienstTag – Menschen, die 
Staat machen, einem Podcast des dbb.

Drei Jahre Anwärterin, duales Stu-
dium, jede Menge juristisches Spezial-
wissen, Staatsexamen oder Diplom – und 
„schon“ ist frau Rechtspflegerin am Ge-
richt mit eigenem Zuständigkeitsbereich. 
„In dem uns übertragenen Rechtsgebiet 
entscheiden wir dann unabhängig. Da 
gleichen wir Richterinnen und Richtern. 
Nur in Straf- oder Zivilverfahren dürfen 
wir keine Urteile fällen. Das machen die 
Volljuristen“, so die 43-jährige Potsda-
merin im dbb-Podcast. Die möglichen 
Rechtsgebiete sind dabei vielfältig: Straf- 
und Zwangsvollstreckungen, Pfändun-
gen, Insolvenzen, Vereinsregister, Grund-
bucheintragungen oder Betreuungs- und 
Familiensachen.

Der Podcast ist abrufbar unter  
https://open.spotify.com/episode/2ghTp97p3YOs-
D4G9aqipk6 .

Quelle: dbb

dbb Podcast „DienstTag“ –  
Folge 18: Die Rechtspflegerin

Berlin, 6. Mai 2024
Das Bundesministerium der Justiz veran-
staltete am 6. Mai 2024 eine Fachtagung 
zum Thema Strafrecht im neuen digitalen 
Zeitalter – Metaverse und Generative KI. 
Bei dieser beschäftigten sich die Teilneh-
menden mit den rasanten Entwicklungen 
in den Bereichen des Metaverse und der 
Generativen KI und den Möglichkeiten 
und Herausforderungen, die sich daraus 
für das Strafrecht ergeben. Ziel der Ver-
anstaltung ist es, konkreten Handlungs-
bedarf im Bereich des Strafrechts zu iden-
tifizieren. Expertinnen und Experten aus 
den Bereichen Wissenschaft, Technologie 
und Recht diskutierten die drängendsten 
Fragen in diesem Bereich. Erkenntnisse 
und Ergebnisse  sollen der Herbst-Jumiko 
vorgestellt werden. 
 
Quelle: BMJ-Pressemitteilung Nr. 34/2024

Strafrecht im digitalen Zeitalter 
Düsseldorf, 15. Mai 2024
Die Landtagsfraktionen von CDU und 
Grünen setzen sich dafür ein, dass Rechts-
pflegerinnen und Rechtspflegern in Nord-
rhein-Westfalen ermöglicht wird, künftig 
bei Amtshandlungen eine Amtstracht 
zu tragen. Einen entsprechenden An-
trag brachten die Fraktionen am 15. Mai 
2024 in den Landtag ein. Dazu erklären 
die rechtspolitischen Sprecherinnen der 
Landtagsfraktionen, Angela Erwin (CDU) 
und Dagmar Hanses (Grüne):

Angela Erwin (CDU): „Rechtspflegerin-
nen und Rechtspfleger übernehmen ho-
heitliche Aufgaben für die Justiz und leis-
ten damit wichtige Beiträge für unseren 
Rechtsstaat. Das muss auch nach außen 
erkennbar sein. Eine Robe als Amtsklei-
dung stärkt diese Erkennbarkeit. Sie be-
tont unsere Wertschätzung, verdeutlicht 
Unparteilichkeit und Objektivität und 
ist deshalb ein wichtiger Schritt. Rechts-
pfleger treffen teils weitreichende und ein-
schneidende Entscheidungen für die Be-

troffenen, zum Beispiel bei Insolvenzver-
fahren oder Zwangsversteigerungen von 
Immobilien. Gerade in diesen Fällen ver-
schafft ihnen eine Amtskleidung den not-
wendigen Respekt. Entscheidungen fin-
den so eine deutlich höhere Akzeptanz.“

Dagmar Hanses (Grüne): „Rechts-
pflegerinnen und Rechtspfleger sind ein 
wichtiger Teil unserer Justiz in Nordrhein-
Westfalen: Sie arbeiten eigenständig und 
unabhängig an Gerichten und Staatsan-
waltschaften, kümmern sich beispielswei-
se um Nachlass- oder Grundbuchsachen. 
Sie leisten einen wertvollen Beitrag für 
den Rechtsstaat. Wir eröffnen Rechtspfle-
gerinnen und Rechtspflegern künftig die 
Möglichkeit, bei Amtshandlungen eine 
Robe zu tragen. Dank der Amtstracht 
wird die Würde ihres Amtes unterstrichen 
und sie sind auch nach außen als wichtige 
Vertreterinnen und Vertreter unserer Jus-
tiz erkennbar.“

Quelle: Fraktionen CDU und Grüne NRW

Bundestag, 10. Mai 2024
Die Bundesregierung will die missbräuch-
liche Ersteigerung von Schrott- und Pro-
blemimmobilien einschränken. Dazu 
sieht der eingebrachte „Entwurf eines 
Gesetzes zur Bekämpfung missbräuch-
licher Ersteigerungen von Schrottimmo-
bilien“ (Schrottimmobilien-Missbrauchs-
bekämpfungsgesetz, 20/11308) vor, dass 
Gemeinden in Zwangsversteigerungs-
verfahren künftig einen Antrag auf ge-
richtliche Verwaltung stellen können. 
Damit sollen die Gemeinden ein Inst-
rument erhalten, um die Vorteile dieser 
missbräuchlichen Ersteigerung für den 
Ersteher auszuschließen. Für die Dauer 
der so beantragten gerichtlichen Verwal-
tung sind beispielsweise Mieteinnahmen 
an den gerichtlich bestellten Verwalter 
zu zahlen. „Dadurch wird dem Anreiz 
entgegengewirkt, überhöhte Gebote auf 
Schrott- beziehungsweise Problemimmo-
bilien abzugeben, ohne diese zu bezahlen, 
um aus der missbräuchlichen Ausübung 
der so gewonnenen Eigentümerstellung 
Nutzungen zu ziehen“, schreibt die Bun-
desregierung.

 In seiner Stellungnahme zu dem nicht 
zustimmungspflichtigen Entwurf fordert 

der Bundesrat, durch eine Verordnungs-
ermächtigung im neuen Paragrafen je-
weils länderspezifische Regelungen zu 
ermöglichen. Wie die Länderkammer zur 
Begründung ausführt, betrifft die Neu-
regelung nur etwa 25 Fälle jährlich im 
gesamten Bundesgebiet. Eine bundes-
weit unterschiedslose Regelung könne 
aber dazu führen, dass Gemeinden etwa 
aus Gründen der Haftungsvermeidung 
verfrüht Anträge auf gerichtliche Ver-
waltung stellen „und potenzielle, redliche 
Teilnehmende am Versteigerungsverfah-
ren die Kosten einer zwischenzeitlichen 
Zwangsverwaltung in ihr Bietverhalten  
einpreisen werden“.

Die Bundesregierung lehnt den Vor-
schlag des Bundesrates in ihrer Gegen-
äußerung ab. Eine bundeseinheitliche 
Regelung sei vorzugswürdig, auch wenn 
die Einschätzung geteilt werde, dass nicht 
alle Länder gleichermaßen von dem Phä-
nomen der Schrottimmobilien betroffen 
seien.

Quelle: hib 304/2024

Siehe auch Stellungnahme des BDR zum Refe-
rentenentwurf, RPflBl. 2/2024, 32. 

Missbräuchliche Ersteigerung von Schrottimmobilien

Robe für Rechtspfleger auch in Nordrhein-Westfalen gefordert



Zum Schluss
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Handtuchstreit am Pool

Der Kläger buchte für sich und seine 
Familie eine Pauschalreise nach Rhodos 
zum Preis von insgesamt 5260,00 EUR. 
Das gebuchte Hotel verfügte über sechs 
Swimmingpools und etwa 500 Poolliegen. 
Nach den ausgeschilderten Verhaltens-
regeln war es den Badegästen untersagt, 
Poolliegen für mehr als 30 Minuten zu 
reservieren, ohne sie zu nutzen. Tatsäch-
lich war es aber so, dass Badegäste Pool-
liegen auch länger mit ihren Handtüchern 
reservierten. Leitung und Personal des 
Hotels unternahmen nichts dagegen. Der 
Kläger und seine Familie hingegen hiel-
ten sich an die vorgegebenen Verhaltens-
regeln. Der Kläger rügte mehrfach, dass 
ihm und seiner Familie deswegen keine 
Liegen zur Verfügung gestanden hätten.  
Darin sah der Kläger einen Reiseman-
gel und forderte von der Beklagten u. a. 
einen Teil des Reisepreises (798,00 EUR) 
zurück. Die Beklagte war der Auffassung, 
dass es sich um ein friedliches Wettrennen 
um die begehrten Plätze am Pool mit dem 
besseren Ende für den sprichwörtlichen 
„frühen Vogel“ gehandelt habe, nicht aber 
um einen Reisemangel. Möglicherweise 
hätten sich nur der Kläger und seine Fa-
milie an die Poolregeln gehalten, obwohl 
sie nicht mit Sanktionen hätten rechnen 
müssen, wenn der Kläger abends oder 
seine Lebensgefährtin morgens zum Son-
nenaufgang sein Handtuch auf eine Liege 
gelegt hätte.

Das Amtsgericht hat der Klage teilweise 
stattgegeben und dem Kläger einen Betrag 
von 322,77 EUR zugesprochen. Dabei hat 
das Gericht angenommen, dass der Reise-
veranstalter nicht gehalten ist, jedem Ho-
telgast eine Liege zur Verfügung zu stellen. 
Vielmehr müsse die Anzahl der Liegen in 
einem angemessenen Verhältnis zur Aus-
lastung des Hotels und damit zur Anzahl 
der Hotelgäste stehen. Stünden zwar ge-
nug Liegen zur Verfügung, seien diese für 
den Reisenden aber faktisch nicht nutz-
bar, weil andere Hotelgäste entgegen den 
Verhaltensregeln Poolliegen mit eigenen 
Handtüchern reservierten, ohne sie zu 
nutzen, sei der Reiseveranstalter zum Ein-
schreiten verpflichtet. Es sei in diesem Zu-
sammenhang auch nicht Sache des Reisen-
den, selbst für Abhilfe zu sorgen, indem er 
entweder fremde Handtücher eigenmäch-

+++ Termine +++ Termine +++ 
Vorbehaltlich notwendiger Planänderungen 

 

04.–05.07.2024 Bodensee-Forum Krise, Sanierung und 
Turnaround 

Konstanz

18.–20.07.2024 Bundesleitungssitzung Koblenz

28.–30.08.2024 Fortbildung des Fördervereins für 
Rechtsreform zum ZVG

Bad 
Blankenburg

11.–13.09.2024 EDV-Gerichtstag Saarbrücken

18.–21.09.2024 Generalversammlung der EUR Tallinn

19.–20.09.2024 Restrukturierungs- und 
Insolvenzgerichtstag

Erfurt

25.–27.09.2024 Verband Bayerischer Rechtspfleger: 
Delegiertentag

Nürnberg

20.09.2024 BDR Saarland: Herbstfest Überherrn

26.09.2024 Süddeutscher Nachlassgerichtstag Stuttgart

10.–12.10.2024 Bulei / Präsidiumssitzung Karlsruhe

17.–19.10.2024 Bundes-Betreuungsgerichtstag Erkner

08.11.2024 Verband Sächsischer Rechtspfleger: 
Rechtspflegertag

Dresden

08.11.2024 Nachlasspflegschaftstag Ingolstadt

13.–15.11.2024 dbb Bundesfrauenvertretung N.N.

20.–22.11.2024 Tagung des BDR und der ev. Akademie Bad Boll

tig entferne oder seinerseits entgegen den 
Verhaltensregeln Liegen reserviere. Dies 
sei unzumutbar, da Streitigkeiten mit an-
deren Hotelgästen zu befürchten seien, auf 
die sich kein Reisender einlassen müsse.  

Das Gericht ist im Streitfall aufgrund 
der durchgeführten Beweisaufnahme zu 
der Überzeugung gelangt, dass es dem 
Kläger und seiner Familie mit Ausnah-
me des letzten Tages nicht möglich ge-
wesen sei, nach dem Frühstück ab etwa  

09:00 Uhr Poolliegen zu nutzen, weil diese 
entweder belegt, durch Handtücher ande-
rer Badegäste „reserviert“ oder aber defekt 
gewesen seien. Das Gericht hat insoweit 
eine Reisepreisminderung von 15  % des 
Tagesreisepreises der ab der erstmaligen 
Rüge des Klägers betroffenen Tage ange-
nommen.

Pressemitteilung des Amtsgerichts 
Hannover vom 04.01.2024
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Warum Mitgliedwerden im
Förderverein für Rechtsreform und
Rechtspflegerfortbildung?

. . . nutzen Sie die Vorteile für sich!

5 gute Argumente jetzt Mitglied zu werden:
■ Als gemeinnützig anerkannter Verein unterstützen und fördern wir Fortbildungs-

maßnahmen für Rechtspfleger*innen.
■ Nutzen Sie die Vielfalt unserer Mitglieder: Einzelpersonen, juristische

Personen (z.B. Mitgliedsverbände des Bundes Deutscher Rechtspfleger, Firmen, etc.)
sowie Personenvereinigungen (z.B. Bezirksverbände des BDR) und knüpfen Sie neue
Kontakte.

■ Sie unterstützen und haben Einfluss auf Untersuchungen und Reformen des Rechts,
insbesondere auf Rechtspfleger*innen übertragenen Rechtsgebieten.

■ Sie fördern die Fortbildung von Rechtspfleger*innen.
■ Sie profitieren von interessanten Fortbildungsveranstaltungen

des Vereins mit Mitgliedern aller Bundesländer. Diese Seminare finden wegen ihres
hohen Niveaus und ihrer hervorragenden Organisation in den Kreisen der
Rechtspfleger*innen höchste Anerkennung.

Ihren Beitritt können Sie formlos erklären
per Mail: post@foerderverein-online.net
per Post: Förderverein für Rechtsreform und Rechtspflegerfortbildung e.V.

c/o Uwe Harm | Dorfstraße 25 | 24635 Daldorf

oder informieren Sie sich weiter unter

www.foerderverein-online.net/mitglied-werden
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